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Die erſte Leſung der drei großen preußiſchen Reformvorlagen
im Abgeordnetenhauſe liegt hinter uns. Jhr Ergebnis iſt für
alle Freunde des neuen und freien Preußens der Zukunft wenig
ermutigend. Daß die weitaus ſtärkſte Fraktion,

die Konſervativen,
mit äußerſter Kraftanſtrengung gegen das gleiche Wahlrecht an
rennen würden, war vorauszuſehen. Verdanken ſie doch ihre ganze
Machtſtellung in Preußen in allererſter Linie dem ſchmachvollen
Klaſſenwahlrecht! Sie wiſſen, daß es für ſie um Sein oder
Richtſein geht und deshalb ſetzen ſie, die patentierten „Stützen des
Thrones“, alles daran, das feierliche Königsver-
ſprechen zu zerreißen wie einen wertloſenFetzen Papier. Daß zwiſchen ihnen und den Wahlrechts
freunden der Kampf mit äußerſter Erbitterung entbrennen würde,
war vorauszuſehen. Und auch die offen zutage getretene Feind-
ſchaft der

freikonſervativen Partei
gegen das gleiche Wahlrecht nimmt nach der ganzen Vergangen-
heit dieſer Partei nicht wunder.

Anders zu bewerten iſt dagegen die Haltung
des Zentrums und der Nationalliberalen.

Die Führer dieſer beiden Parteien im Reichstage haben ſich aus-
drücklich mit jenem Programm einverſtanden erklärt, deſſen Durch
führung die Regierung Hertling-Payer-Friedberg auf ihre Fahne
geſchrieben hat. Ein Hauptfſtück dieſes Programm s
war die loyale und raſche Durchführung der
reu fiſchen Wahlreform. Was a dazu fagen,nun man erleben muß, daß wenige Wochen ſpäter die Führer

z gleichen beiden Parteien im preußiſchen Abgeordnetenhauſe,
Herren Dr. Porſch und Dr. Lohmann, mehr oder minder

offen dem gleichen Wahlrecht Fehde anſagen? Herr
Dr. Porſch erklärte, daß ſich nur „ein Teil“ ſeiner Freunde
mit dem Gedanken des gleichen Wahlrechts zu befreunden ver-
mocht habe, während Herr Dr. Lohmann gar nur für „einige“
Nationalliberale die Erklärung abgeben konnte, daß ſie ſich unter
den Einwirkungen des Krieges mit dem gleichen Wahlrecht abge
funden hätten. Aber auch dieſe „Ernige“ wollen dem gleichen
Wahlrecht nur dann zuſtimmen, wenn die Vorrechte der
„gebildeten Kreiſe des Volkes“ durch allerlei
beſondere Maßregeln ſorgſam vor dem Ueber-
gewicht der „Maſſe“ geſchützt werden! So bleiben
außer den dank des Klaſſenwahlrechts nur 10 Abgeordnete zählen
den beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen und einigen kle!neren
Parteiſplittern nur noch die Fortſchrittler mit ihren 40 Mandaten
als Freunde des gleichen Wahlrechts übrig. Vollends im
Herrenhauſe werden die guten und geſunden Grund
gedanken der Regierungsvorlage ohne Zweifel auf den denkbar
ſchroffſten Widerſpruch ſtoßen.

Und leider haben ſoweit es auf den parlamentari-
ſchon Kampf allein ankommt die Wahlrechtsfeinde, deren
Redner von der Oſten am 7. Dezember im Abgeordnetenhauſe ſogar

vor offenen Angriffen auf das Reichstagswahlrecht
nicht zurückſchreckte,

nur allzu günſtige Ausſichten für das Gelingen ihrer Pläne. Die
drei Vorlagen ſind gegen den entſchiedenen Widerſpruch der Linken
nur einer einzigen Kommiſſion überwieſen worden, deren
Veratungen ſich, wenn es nach dem Willen der Konſervativen geht,

viele Monate hinziehen

ſollen. Hat Herr von Heydebrand doch in nur allzu leicht durch-
ſchaubarer Abſicht heute ſchon angekündigt, die konſervative Partei
werde unter allen Umſtänden auf der „gründ lichſten und
ſorgſamſten Prüfung“ der Vorlagen in der Kommiſſion
beſtehen. Mit anderen Worten: die Konſervativen
wollen der Wahlreform das Schickſal der Kanal-
vorlage bereiten, die bekanntlich mit Hilfe ähnlicher Ver
ſchleppungsmanöver

niemals
zuſtande gekommen iſt! Zunächſt geht das Ziel der Wahlrechts-
feinde darauf hinaus, die Grledigung der Vorlagen mindeſtens

G. m.Leipzig. Verlag der Volks
H., Leipzig, Königſtr. 5. Verlag u. Expedition: Halle,

rerBezugspreis: Monatlich 80 Flegnit beim Abholen von der Expedition 70 Pfennig. Bei den
oſtanſtalten 2.10 Mark ohne Beſtellgeld.je 7geſp. Kolonelzeile 20 Pfenni Inſerate v. auswärts 25 Pfennig, imEinzelne Nummern 5 Pfennig. Jnfertionsgebühr:

eklameteil Zeile 75 Pfennig.
roße Ulrichſtraße 27. Fernſpr. 5407. Zeitungspreisliſte Seite 411.

m

Halle, Freitag den 14. Dezember 1917. 1. Jahrgang

bis nach dem Friedensſchluß hinauszuziehen.
Sie ſind davon überzeugt, daß dann ſo zahlreiche und ſchw erige
Fragen finanzpolitiſcher, wirtſchaftpolitiſcher und ſozialpolitiſcher
Art zu erledigen ſein werden, daß das Jntereſſe für die Wahl
reform dadurch völl:g in den Hintergrund gedrängt wird.

So will man die ſo oft ſchon betrogenen Maſſen des preu
ßiſchen Volkes abermals um ihr gutes Recht prellen!

Dieſer ſchmachvolle Plan der Ritter von der eiſernen Stirn
kann nur dadurch zuſchanden gemacht werden, daß

das preußiſche Volk ſelbſt auf die Bühne tritt.
Jn machtvollen Kundgebungen müſſen überall in
Preußen die Maſſen zuſammenſtrömen, um ihrem Willen
Gehör zu verſchaffen!

Dieſem Wüllen und den unabweisbaren Bedürfniſſen des preu
ßiſchen Volkes entſpricht auch die Regierungsvor-
lage noch keineswegs. Anerkannt werden muß, daß die
Regierungsvorlage nicht nur mit den ebenſo veralteten wie bös-
artigen Einrichtungen der öffentlichen und indirekten Wahl auf-
räumt, ſondern auch den infamſten'Schandfleck des heutigen Wahl
rechts, die Dreiklaſſenſchande, kurzerhand beſeitigt. Dieſen großen
und bedeutungsvollen Fortſchritten ſtehen aber auf der anderen
Seite eine Reihe von Verſchlechterungen des gegenwärtigen Zu-
ſtandes gegenüber. Dieſe Verſchlechterungen wurden in die Vor-
lage hineingearbeitet, um auf dieſe Weiſe die Rechte zu verſöhnen,
ihrem W.derſtand die Spitze abzubrechen. Wie die Ergebniſſe der
erſten Leſung gezeigt haben, iſt dieſer Zweck keineswegs erreicht
worden.

Worin beſtehen die Beſtimmungen der Vorlagen, die, ohne die
Rechte zu verſöhnen, auch die Genugtuung ver Linken an dem Re
formwerk ſehr ſtark beeinträchtigen
nie iſt zunächſt von einer winzigen Konzeſſion abgeſehen

völlige
Aufrechterhaltung der alten Wahlkreiseinteilung.

Dieſe ſtammt noch aus der Mitte des vorigen Jahr-
hunderts und ſichert den agrariſchen Bezirken des Oſtens ein
dauerndes Uebergewicht über die Großſtädte und Jnduſtriebezirke.
Wie kann ein ernſtes Reformwerk am Schluſſe des zweiten Jahr-
zehnts des zwanzigſten Jahrhunderts im vierten Jahre des Welt-
krieges eine Wahlkreiseinteilung beibehalten wollen, die aus einer
Zeit ſtammt, in der Preußen faſt noch ein reiner Agrarſtaat war,
in der ſeine induſtrielle Entwicklnug noch in den Kinderſchuhen
ſteckte!

Noch ſchlimmer iſt
die Heraufſetzung des Wahlrechtsalters vom 24.

auf das 25. Lebensjahr.
Jn dieſem Kriege haben zahlloſe junge Leute von ſiebzehn, acht
zehn und neunzehn Jahren Leben und Geſundheit für
Deutſchlands Rettungin die Schanze geſchlagen.
Und nun ſollen dieſe vielleicht als Krüppel heimkehrenden jungen
Krieger noch 6 bis 8 Jahre lang nicht „reif“ genug ſein, das Wahl
recht auszuüben!

Die ſchlimmſte Neuerung aber iſt von kleineren Schönheits-
fehlern abgeſehen die Beſtimmung, daß man ſtatt wie bisher
ein halbes Jahr künftig

ein ganzes Jahr
in einer Gemeinde (in Berlin ſogar in einemWahlbezirk) gewohnt haben muß, um wählen zu
dürfen. Das iſt ein

ſchweres Unrecht gegen das arbeitende Volk,

das durch Arbeitsloſigkeit und andere Schickſalsſchläge des Wirt
ſchaftslcbens in viel höherem Grade als die beſitzenden Klaſſen zum
häufigen Wechſel ſeiner Arbeitsſtätten und damit ſeiner Wohn-
plätze gezwungen iſt. Ganz beſonders ſchlimm würde die Neuerung

alle Kriegsteilnehmer treffen,
von denen Hunderttauſende nach Friedensſchluß genötigt ſein wer-
den, fern von der alten Heimat Lohn und Brot zu ſuchen. So be-
deutet die Neuerung eine brutale Entrechtung gerade
derer, die jetzt mit ihren Leibern Deutſchland
und Preußenſchützen!

r das gleiche Wahlrecht
Aufs ſchärfſte zu verurteilen iſt auch

das Fehlen des Frauenwahlrechts
in der Regierungsvorlage. Dieſer Krieg wäre niemals durchzu
führen geweſen ohne das aufopfernde Eintreten vi ler Milliv-
nen von Frauen an die Stelle der ins Feld gerückten Männer.
Ohne Murren haben ſie die gleichen Pflichten auf ſich ge
nommen wie die Männer dieſen gleichen wirtſchaftlichen
Pflichten müſſen endlich auch zugeſellt werden die gleichen
ſtaats bürgerlichen Rechte!

Ganz unzulänglich iſt die vorgeſchlagene

Reform des Herrenhauſes,
in dem ein überwiegend ſtarker agrariſcher Einfluß nach wie vor
aufrechterhalten werden ſoll, wenn man auch die Jntereſſenver-
tretung der Städte, der Jnduſtrie und des Handels beträchtlich ver
ſtärken will. Die Arbeiter ſollen natürlich von dem „Hauſe
der Herren“ nach wie vor völlig ausgeſchloſſen ble.ben,

Schließlich ſteht in den Vorlagen der Regierung einer Er
weiterung des Etatsrechts der Erſten Kammer eine in ihrer Folge
wirkungen völlig unabſehbare und deshalb ſehr ernſt zu nehmende

Verkümmernug des Geldbewilligungsrechts des
bgeordnetenhauſes

r kber, auf deren Einzelheiten hier nicht eingegangen werden
ann.

Mit einem Wort: Bei allen ihren unbeſtreitbaren Vorzügen
weiſen die Vorlagen der Regierung auch Mängel und Rüchk-
ſchritte in ſchwerer Menge auf. Um ſo kennzechnender
iſt es, aber auch um ſo aufreizender muß es wirken,
daß ſelbſt dieſen durchaus ungenügenden Vorlagen gegenüber
die Mehrheitsparteien zu einem Kampf auf Tod un Leben rüffen!

Den ktionären Machenſchaften und auch den unzulänglichen
Vorſchlägen eder Regierung gegenüber bleiben

die Forderungen der Sozialdemokratie
die alten Sie laſſen ſich in aller Kürze dahin zuſammenfoſſen:

Völlige Beſeitigung des Herrenhauſes! Keine einſchrän-
kenden Beſtimmungen über den Wohnſitz! Allgemeines, glei
ches, geheimes und direktes Wahlrecht für alle über zwanzig
Jahre. alten Staatsangehörigen ohne Unterſchied des Ge
ſchlechts! Eine Forderung, die gerade nach den Erfahrungen
dieſes Krieges ganz beſonders in den Vordergrund gerückt
werden muß! Neueinteilung der Wahlkreiſe! Einführung
der Verhältniswahl, um auch den Minderheiten gerechte Ver
tretungen im Parlament zu gewährleiſten! Erweiterung der
Rechte der Volksvertretung ſtatt ihrer Beſchneidung!

Für dieſe Forderungen zieht die Sozialdemokratie in den
Wahlrechtskampf. Sie wird das Aeußerſte an Kraft auf
zubieten haben, um nicht nur die Pläne der Rechten zu
Falle zu bringen, ſondern auch, um aus den Vorlagen der Regie-
rung zum mindeſten die Verſchlechterungen auszu-
merzen und vor allem dem

gleichen Wahlrecht zum Siege zu verhelfen.

Die Sozialdemokratie iſt ſich bewußt, daß ein Wahlrecht, und
ſei es auch das beſte, niemals Selbſtzweck ſein kann.
So kann und ſoll uns auch das freie Preußenwahlrecht, für das
wir jetzt in den Kampf ziehen, nichts anderes ſein als der Voden,
auf dem wir

das neue und freie Preußen der Zukunft
aufbauen wollen. Ein Preußen, befreit von dem engherzigen
Polizeigeiſt der Vergangenheit, ein Preußen des freudigen und ziel
bewußten Fortſchritts auf allen Gebieten! Des Fortſchritts in Ge
ſundheitsweſen und Schulweſen, in Sozial- und Finanzpvolitik!
Ein Preußen der politiſchen Freiheit und des kulturellen Aufſtiegs,
das wirklich „in Deutſchland voran“

geht! Dieſem Preußen gilt unſer Hoffen und unſer Kampf! Für
dieſes Preußen der Zukunft rufen wir alle Männer und Frauen
Preußens auf die Schanzen! Um aber zu ihm zu gelangen, gilt
S zunächſt einmal das gleiche Wahlrecht zu ersbern!

arum:

Kampf allen Verſchleppungsmanövern!
Nieder mit allen Wahlrechtsfeinden!
Hoch das gleiche Wahlrecht!

Berlin, den 12. Dezember 1917.

Der Vorſtand
der Sozialdemokratie Deutſchlands.

Der geſchäftsführende Ausſchuß
der Landesorganiſation der Sozialdemokratie Preußens-
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Aufruf!
Der Kampf um den Frieden und um die Freiheit

im Jnnern nimmt immer ſchärfere Formen an. Starke
Kräfte ſind am Werke, den ſich Weg bahnenden Fort-

ritt der Demokratiſierung unſres Landes zurückzu-
ängen. Die geſamte Reaktion, ſowohl die konſervativen tiert

Agrarier, die ſich durch die hohen Lebensmittelpreiſe
bereichern, wie die durch ungeheure Kriegsgewinne ge-
ſtärkte Schwerinduſtrie hat ſich in der „Vaterlandspartei“
geſammelt. Dieſe bekämpft mit ihren gewaltigen Mitteln
nicht nur den Verſtändigungsfrieden, der allein dem
unter der Laſt und dem Kummer des Krieges ächzen-
den Volke bald Erlöſung bringen kann, ſondern wider
ſetzt ſich auch jedem demokratiſchen Fortſchritt, der dem
Volke bisher vorenthaltene Rechte bringen ſoll.

Die Sozialdemokratie ſteht gegen dieſe Mächte der
Reaktion in ſcharfem Kampf; ſie iſt entſchloſſen, ihn
rückſichtslos weiterzuführen und fordert dazu alle
Friedens und Freiheitsfreunde auf. Die wirkſamſte
Unterſtützung iſt der Beitritt zur Organiſation der
Sozialdemokratie Deutſchlands.

Der Kampf gegen die mit rieſigem Aufwand ar-
beitende Reaktion erfordert aber auch große Mittel.
Wir fordern daher die Anhänger des Verſtändigungs-
fkiedens und die Verfechter des gleichen Wahlrechts
auf, Beiträge für unſern Kampffonds zu leiſten.

Jeder ſteuere nach Kräften bei. Es gilt einem
baldigen Frieden es gilt, unſerm Volke eine freiere,
lichtvollere Zukunft zu ſchaffen!

Berlin, den 13. Dezember 10917.

Der Parteivorſtand.
Geldſendungen ſind zu richten an: Otto Braun, Berlin,

indenſtraße 3; auch kann auf Poſtſcheckkonto: Fr. Bartels,
F. Ebert, O. Braun Nr. 7918 beim Poſtſcheckamt Berlin einge-
zählt werden.

Ein angebliches Friedensangebot.
Nach einer Reutermeldung aus London hat Herr Bal

e ur auf eine Anfrage eines Abgeordneten, ob die britiſche
egierung von den Mittelmächten Friedensanträge erhalten

habe, und ob die Regierung darüber eine Erklärung abgeben
könne, geantwortet:

„Da die Volkskommiſſare in Petersburg es für gut befunden haben,
einen vertraulichen Bericht des ruſſiſchen Geſchäftskrägers in London
bekannt zu geben, ſteht nichts mehr im Wege, zuzugeben, daß die Re
gierung Seiner Brifiſchen Majeſtät im September 1917 von Deulſch-
kand durch Vermililung eines neutralen Diplomaten eine Mitteilung
erhielt, daß es der deulſchen Regierung ein Vergnägen bereiten würde,

der britiſchen Regierung eine Mitleilung über den Frieden zu machen.
Die briliſche Regierung ankwortete darauf, daß ſie bereit ſei, jede Mit
keilung in Empfang zu nehmen, die ihr die deutſche Regierung zu über
milteln wünſche, und daß ſie bereit ſei, darüber mit ihren Verbündeten
zu beraten. Die briüiſche Regierung verſtändigte die Regierungen Frank
reichs, Jtalieus, Japans, Rußlands und der Vereinigten Slaaten von
dem deutſchen Ankrag und von ihrer Ankwort darauf. Hierguf erhielten
wir keine Ankwor! und haben ſeiſdem anch keine ſonſtigen amkllichen
Mikfeilungen in dieſer Angelegenheit erhalten.

Hierzu iſt folgendes berichtigend und ergänzend zu be
merken:

Anfang Sepfember empfing die deulſche Regierung durch Ver
miftlung einer neufralen Macht eine diplomatiſche Anfrage über deutſche

Kriegsziele. Die Art der Milleilung der neuiralen Regierung war eine
ſolche, daß nach den inkernalionalen Gepflogenheiten mit Sicherheit an
genommen werden mußtke, die neutrale Anfrage erfolge mit Vorwiſſen
der großbritanniſchen Regierung und mit ihrem Einverſtändnis. Ferner
konnte aus den Umſtänden der Anfrage mit größter Wahrſcheinlichkeit
darauf geſchloſſen werden, daß das engliſche Kabinett von dieſem
Schritte wenigſtens ſeinen wichtigſten Bundesgegoſſen verſtändigt und
ſeine Zuſümmung eingeholt habe. Die deufſche Regierung war grund
ſätzlich zur Beankworiung der Anfrage bereit; es boten ſich ihr hierzu
zwei Wege, die der miltelbaren und unmillelbaren Beankworkung.
Gegen die mittelbare Beankworkung, das heißt durch Vermitllung einer

neuiralen Macht, ſprach die durchſchlagende Erwägung, daß jede ein
ſeilige Bekannigabe der deutſchen Slellungnahme auch ſchon dem neu
iralen Vermilller gegenüber die deutſche Politik einſeilig ohne jede Ge
währ för die von der Gegenpartei eingenommene Stellung binden
würde. Eine direkte mündliche Beankworkung durch einen Verkrauens-
mann erſchien bei dieſer Sachlage als die zweckdienlichere. Der weitere

Verlauf der Ereigniſſe drängte indes der deutſchen Regierung die Ueber
zeugung auf, daß auf ſeiten unſzer Gegner nichis geſchah, um eine der
arſige unmittelbare Beankwortung der Anfrage zu ermöglichen. Von der
von Herrn Balſour erwähnten Aeußerung der briliſchen Regierung über
hre Bereitwilligkeit, jede Mitteilung der deutſchen Regierung in Empfang
zum nehmen, hat die deutſche Regierung erſt durch die Milteilung
Balfours im Aalerhauſe Kenninis bekommen. Weilere Schrille in
dieſer Angelegenheit ſind von deutſcher Seite nicht erfolgt.

Die Affaire Caillaux.
Die ganze franzöſiſche Preſſe iſt voll von Kommentaren

zu der Affäre Caillaux. Die Erörterungen ſind meiſt ſehr
Ieidenſchaftlich gehalten. Beachtenswert iſt ein Artikel Sem-

in der Lanterne. Darin heißt es: Aus den Erörte-
ungen werden zwei Dinge hervorgehen. Erſtens wird die

fang Welt von dem Gedanken frappiert ſein, daß das
riegsgericht, das Caillaux abzuurteilen hat, über die Haupt-
age der auswärtigen Politik ein Urteil ausſprechen wird,

itens muß jedermann heute feſtſtellen, daß die öffent-
Auf der einenMeinung Caillaux nicht günſtig iſt.

eite ſtehen die Leute, die ihn mit leidenſchaftlicher Heftigkeit
augreifen, auf der andern die Perſonen, die Zurückhaltung
en oder Caillaux die Sympathie bewahrt haben. Man kann

wohl ſagen, daß es keine Caillanx Partei gibt, aber wenn
Caillaux am Donnerstag oder Freitag in der Kammer ſein
allgemeines Eypoſee über die Politik abgibt, die man ihm
unterſchiebt, wenn er itik für ſich in Anſpruch nimmt,
und für die Sache des eintritt, wenn er die Lage
in Frankreich und in der Entente am Anfang des Sommers
mit der jetzigen Lage vergleicht, wie ſie aus den militäriſchen
Operationen in Italien und dem Nachgeben Rußlands reſul-
ert, wenn er bedauert, daß man den günſtigen Augenblick

nicht ausnützte, als die Entente beinahe gewonnenes Spiel
hatte, ſo wird es vielleicht morgen ſchon eine Caill tei

denn dieſe Darlegung wird im Lande und in der
rmee tiefen Widerhall erwecken. Dieſe Folge wünſche ich

nicht, ich befürchte ſie aber.
Bern, 13. Dezember. Lyoner Blätter melden aus Pa

r i s Bei Beginn der geſtrigen Ka
die Deputierten beinghe vollzählig beiwohnten, beſtieg CAil
laux die Rednertribüne und erklärte, er ſei d ge
weſen, als der Antrag auf Aufhebung der parlamentariſchen
Jmmunität eingebracht wurde. Die Regierung das wohl
gewußt. Wäre er, Caillaux, dageweſen, als der Antrag einge
bracht wurde, ſo wäre er ſofort auf die Rednertribüne ge
ſtiogen. Bewegung in der Kammer. Zurufe auf verſchie-
denen Bänken, Proteſt auf der äußerſten Linken.) Caillaur
fuhr fort: Jch glaube, daß ich wenigſtens ein Anrecht auf die
Unparteilichkeit aller meiner Kollegen habe. werde in den

mich niedrigerzuhängen, das auf nichts beruht. Jch
werde der Kammer auch alle Erklärungen über meine Politik
vor und während des Krieges geben. Herr Clemenceau iſt
natürlich nicht zugegen, aber ich bitte ſeine anweſenden Amts
genoſſen, ihm zu ſagen, daß ich ihn für einen der nächſten
Tage zu einer Unterred ung auffordere. Caillaux, der
zuerſt Weiſe geſprochen hatte, erhob zum Schluß ſeine Stimme.
Auf einigen Bänken der äußerſten Linken, der Liberalen und
der Sozialiſten klatſchte man him Beifall. Die Mehrheit der
dammer beobachtete eiſiges Stillſchweigen.

Eröffnung der italieniſchen Kammer.
Ueber die Eröffnungsſitzung der italieniſchen Hammer

ſchreibt das Berliner Tageblatt: Zum erſtenmal ſeit Kriegs
beginn war die Stimmung ganz allgemein bitter, ſkeptiſch,
ja direkt feindſelig gegen die Regierung.

Jn ſeiner Rede erklärte Miniſterpräſident Orbando:
Die ſtolze Haltung des Volkes entſpreche dem Heldentum

der Truppen. Er bezeichnete das hereingebrochene Unglück
als unverdient und erklärte, eine Unterſuchung wegen der Ur-
ſachen würde jetzt nur die Kraft, es wieder gut zu machen,
ſchwächen.

Zu den internationalen Verhältniſſen übergehend, ſagte
Miniſterpräſident Orlando u. a.: Die alliierten Mächte laſſen
ſich von dem Gedanken der Achtung vor der Nationalität leiten
und ſind übereinſtimmend der Anſicht, daß die Schaffung eines
unabhängigen und unteilbaren Polens unter e
die geeignet erſcheinen, ſeine freie politiſche und wirtſchaftliche
Entwicklung zu ſichern, eines der Elemente eines gerechten
und dauerhaften Friedens und einer Rechtsordnung in Europa
darſtellen.

Die kürzlichen Ereigniſſe der ruſſiſchen Revolution ſind
kein Anlaß zum Troſt. iDe Partei, die ſich in dieſem Augen
blick in Petersburg der Regierung bemächtigt hat, ſtellt nicht
ordnungsmäßig Rußland dar, und die Alliierten warten
darauf, eine Regierung als geſetzlich anzuerkennen, die der echte
und dauerhafte Ausdruck des Volkswillens iſt und das Recht
haben wird, im Namen des ruſſiſchen Volkes zu ſprechen. Jn-
zwiſchen kann man ſich nicht verbergen, daß die Schwäche
Rußlands ſehr ſchwere militäriſche Folgen gehabt hat, unter
denen bis jetzt hauptſächlich Jtalien zu leiden hat. Man darf
auch den Schaden nicht gering anſchlagen, den die Sache der
Entente durch die beträchtliche Verſchiebung im Verhältnis der
militäriſchen Streitkräfte erleidet. Jndeſſen muß man zugleich
hervorheben, daß ähnliche Verſchiebungen in dem einen oder
andern Sinne in dieſem Rieſenkriege nicht gefehlt haben, aber
niemals entſcheidend geweſen ſind.

Die Faktoren des Sieges, Menſchen und Material, meinte
Orlando, ſeien noch immer auf ſeiten der Entente, und die
neuen Vereinbarungen würden ſie beſſer zur Geltung bringen,
da der gemeinſame Kriegsrat der Alliierten und der gemein
ſame Marineausſchuß Kräfte, Mittel und Bedarf der Alliierten
einheitlich berückſichtigen würden; außerdem würden alle Al-
liierten das ihre tun, damit Jtalien Lebensmittel, Steinkohlen
und Rohſtoffe zur Fortſetzung des Krieges erhalte.

Orlando begrüßte die Kriegserklärung der Vereinigten
Staaten an OeſterreichUngarn und die weſentliche Hilfe, die
Jtalien dadurch gegen den gemeinſamen Feind erwachſe.
Dieſes Ereignis beweiſe von neuem den weltumfaſſenden Cha-
rakter dieſes Krieges und ſeine ideale Bedeutung.

Nach Angriffen auf die geiſtige Artung der Mittelmächte
ſagte Orlando, die übrige Welt wolle nicht irgend einen
Frieden, ſondern den Kampf um einen endgültigen Frieden,
der in der künftigen Organiſation Europas allen kleinen
oder großen Völkern die berechtigten und natürlichen Be
dingungen ihrer politiſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen Ent
wicklung ſichere, in der unverletzlichen Einheit ihres nationalen
Bewußtſeins. Auf dieſen Grundlagen ſind wir bereit zum
Frieden. So bekundet Jtalien, ſchloß Orlando, daß es noch
immer und auch fernerhin ſtolz iſt, ſich für eine gerechte Sache
zu ſchlagen, und ſeinen Glauben an den Triumyph der Freiheit
und der Gerechtigkeit aufrecht erhält.

Jm Senat begrüßte der Präſident die franzöſiſchen und
engliſchen Soldaten auf italieniſchem Boden, und feierte die
Kriegserklärung der Vereinigten Staaten an Oeſterreich-Un-
garn. Miniſterpräſident Orlando wiederholte unter großem
Beifall die Erklärungen, die er ſchon vor der Kammer abge
gegeben hatte.

Zu den Friedensverhandlungen.
Berlin, 13. Dezember. Die ruſſiſche Delegation iſt am

Wien, 12. Dezember. Wiener K. K. Telegr.-Korreſpondenz
Bureau meldet: Wie von unkerrichteter Seite mitgeteilt wird, entſpricht
die aus Kopenhagen ſtammende Nachricht über Demobiliſierung
der ruſſiſchen Armeen nicht den Tatſachen. Wohl hat der Rat der
Volkskommiſſare ſchon vor einigen Wochen die Entlaſſung der drei, viel
leicht auch vier älteſten Jahrgänge verfügt. Anordnungen über eine
weitere Verminderung der ruſſiſchen Truppenbeſtände wurden aber bis
her, ſoweit bekannt, nicht erlaſſen.

Zu Buchanans letzter Rede in Petersburg ſchreibt die Prawda,
daß man mit einem Waffenſtillſtand beginnen müſſe, um nachher die

nächſten Tagen Gelegenheit haben, all das Geſchwätz über

zu rer umen ſonen ne können. ſe
u ſchließt an dieſg

ende erkung: auf der ſerenz inris zu Beſchlüſſen zu kommen, Lord Brief können
als einer Auſtö uns in den führenden der erten
betr werden, in denen man die zunehmende Macht der Bolſche-
wiki ung beginnt und h nicht mehranzu wagt.“ rawda r damit, daß Bewegungen
der in den n der auch dieſe zwingen werden,
ſich an den Verhandlungen zu beteiligen.

Neues zur Weltlage.
13. x Neuter meldet aus Reuyork: Nu aus Kuba hat das SKriegszuſtand zwiſchen Kuba und OeſterreichUngarn beſchloſſen.

Madrid, 13. Dezember. Meldung der Agence 2 W Der
Miniſterrat ver abend, dem König demnächſt einen
Erlaß über die Auflöſung der Kammer und die Anordnung von
ein Wahlen vorzulegen. Die neue Kammer wird ſich eine
mit dem Amneſtievorſchlag zu befaſſen haben. wor

Rom, 12. Dezember. (Meldung der Agengzia Stefani.) Jder Kammer verlas Miniſter t irrt die Kindern als
eung, Er der Unſre militäri S deren ganz bedrohliche

ere ich in der Sitzung vom 14. November geſchildert habe, aushat ſich r J z tgis e en in eern e o ze ein Ver w reckliwir erlebt ham S e hier keine militäriſchen ne Ver
yſen gemacht werden, indeſſen kann man wohl ſagen, daß das

Halten der Piavelinie unter ſo außergewöhnlich widrigen Um höhu
ren eine Tatſache darſtellt, deren militäri und moraliſcher und

ert unberechenbar iſt. amtRam, 13. Dezember. Meldung der Agenzia Stefani.) Jn Erhöder Kammer entſpann ſich nach der Rede de Miniſter len
Orlando eine Erörterung über die Erklärungen der Kegiermg toffel
Abgeordneter Torre ſtellte den Antrag, die Kammer möge ſich in auch
einer Geheimſitzung zuſammenfinden. Mehrere Abgeordnete ſprachen den
dagegen. Orlando erklärte, die Regierung könne keine öffentliche ern
Erörterung über ſo heikle Fragen annehmen, ſie verlange für reimilitäriſche es eine Seinen und ſtellte in dieſer Ve- Bro
ziehung die trauensfrage. ntrag Torre auf Anſetzung an d
einer Geheimſitzung, der von der Regierung angenommen worden die J
war, wurde mit 274 gegen 52 Stimmen gebilligt. Fr i

London, 13. Dezember. (Reuter.) Carſon hielt am Mitt- eines
woch im Kolonialinſtitut eine Rede über den Welthandel, in der iſt un
er ſagte, die Frage des britiſchen Handels ſei ſo eng mit dem kühe,
Kriege verbunden, daß man das eine kaum vom andern trennen in de
könne. England wolle den Krieg nicht verlieren, indem es auf lichen
Deutſchland in ſeiner zutänftigen andelspolitik Rückſichten nimmt. verhu
England wünſche keine friedliche Durchdringung von deutſcher wen
Seite mehr und werde Deutſchland nimmermehr unter Heere
der Maske des friedlichen Handels ſich eine l erve zu T
ſchaffen. Nach dem Kriege werde Mangel an Rohmaterial herrſchen ernteund die Deutſchen wüßten genau vaß ihr Handel nicht wieder- mit e
hergeſtellt werden kann, wenn ihnen das britiſche Reich und die Tonn
Alliierten nicht helfen. Carſon ſchloß: Jch e nicht den ufw.
Boykott nach dem Kriege, erkläre aber mit achdruck, daß wir werde
Deutſchland abſolut klar machen müſſen, daß es, je länger der 630 00Krieg dauert, deſto weniger Ausſichten hat von dem viel zu ge brauck
ringen Angebot an 2 toffen einen Anteil abzubekommen. Das weiter
britiſche Reich verfügt r rieſige Maſſen an Rohmaterial. Nach für P
dem Kriege wird es Deutſchland nicht möglich ſein, ohne unſere erhält
Zuſtimmung etwas davon zu erhalten. Vertei

Amſterdam, 13. Dezember. Nieuwe Courant meldet aus
London Die parlamen e Kommiſſion des Gewerkſchafts- M 20 Pr
kongreſſes und die nationale Leitung der Arbeiterpartei. haben liche S
folgenden Beſchluß gefaßt: Die britiſche Regierung möge ſobalt toffeln
als möglich eine autoritative Erklärung über die
öffentlichen, die die Alliierten verfolgen.

London, 13. Dezember. Jm Unterhauſe fragte King, ob die
Alliierten weiterhin beabfichtigten, weder während des Krieges
noch nachher die territoriale Anverſehrtheit und den Kolonial
beſitz der Niederlande zu verletzen. Cecil antwortete: Weder c
noch früher beſtand eine Abſicht, irgendwie die Unabhängigkeit
Hollands und ſeiner Beſitzungen zu beeinträchtigen.

Ruſſiſche Wirren.
Amſierdam, 13. Dezember. Reuter meldet aus Petersburg:

riegsziele ve

Eine drahtloſe Nachricht aus Roſt ow beſagt, daß Kaledin die der A
Stadt belagert. Bei Rachnitſchewan ſei ein Kampf im Gange. Die
maximaliſtiſchen Truppen werden durch Geſchütze von Abteilungen der höhung
SchwarzMeerFlotte unterſtützt. Bei Belogrod dauert der heftige Kampf Jnte
fort. Beide Parteien haben große Verluſte. heute

Pefersburg, 13. Dezember. Nach einer Meldung der Petersburger
Telegraphen-Agentur veranſtalteten die Kadetten geſtern eine Kund-
gebung vor dem Tauriſchen Palais, an der ſich einige Tauſend Menſchen
beteiligten. Etwa dreißig Perſonen drangen in das Palais ein und
erklärten ſich als verfaſſunggebende Verſammlung. Die Petersburger
Telegraphen-Agentur bezeichnet dieſen Vorfall als wenig ernſthaft zu
nehmen und lächerlich.

Pelersburg, 12. Dezember. Meldung der Petersburger Telegra-
phenAgentur.) Ein Erlaß ordnet die Verhaftung der gegen die
Revolution feindlichen Militär und Zivilchefs an. Die füh-
renden Mitglieder der Kadettenorganiſationen müſſen, da ſie Feinde des
Volkes ſind, verhaftet und durch revolutionäre Gerichtshöfe abge
urteilt werden. Die Sowjets ihrerſeits müſſen Maßnahmen zur Ueber-
wachung der Kadettenorganiſationen im Hinblick auf ihr Einverſtändnis
mit den Militär und Zivilchefs Kaledin und Kornilow gegen die Re
volution treſſen. Der Erlaß tritt mit dem Augenblick der Veröffent-
lichung in Kraft.

Peiersburg, 12. Dezember. (Reuter.) Kaledin drahtete, daß ver-
ſchiedene Kriegsſchiffe des Schwarzen Meeres in r ankamen und
trotz des Widerſpruchs der Koſaken Truppen landeten. Sie fuhren dann
nach der Donmündung weiter, um ſich von dort nach Roſtow zu be
geben.

London, 13. Dezember. (Reuter.) Morning Poſt erfährt aus
Petersburg vom 11., daß der Bericht über einen angeblichen Sieg
der maximaliſtiſchen Truppen bei Belgorod nicht richtig ſei.

Ein verirrtes engliſches Luftſchiff.
Amſterdam, 13, Dezember. Heute früh landete in Eemnes

Buniten ein Luftſchiff ohne BVeſatzung. Das Luftſchiff blieb
zwiſchen den Häuſern hängen und richtete beträchtlichen Schaden
an. Vermutlich hatte die Beſatzung das Schiff vor der Landung
verlaſſen. Man ſand in der Gondel noch Briefe, Karten und
Röcke der Beſatzung und die Motoren waren noch im Gange.

Bei Sliedrecht wurde heute früh ein engliſcher Flieger ohne
Flugzeng auſgegriſfen. Man glaubt, daß er zu der Beſatzung des
fremden Luftſchiffs gehört. Er wurde nach Dortrecht gebracht,
um dort interniert zu werden.

Amſterdam, 13. Dezember. Das heute bei EemnesBuiten
gelandete Luftſchiff iſt das engliſche lenkbare Luftſchiff
Nummer 26, das geſtern um 6 Uhr früh in England aufge
ſtiegen war und ſich im Nebel verirrt hatte.

Amſterdam, 13. Dezember. Jn Poortugaal (Provinz
Südholland) ſind vier Mann der Beſatzung des verirrten eng-
liſchen Luftſchiffes eingetroffen. Sie wurden nach dem HaagBedingungen eines allgemeinen Friedens zu erörtern, und nicht wie

ſeiner leen Rede vorſchlug: unter den Alerten die gebracht.
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Fournes, Elverdingen und Poperinghe wurden bei beobachteter

Kriegsberichterſtatter von der Front tobt eine äußerſt hef r
en
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Bern, 13. Dezember. Gazette de Lauſanne meldet eus Mo
dane, daß im Tunnel bei Modane ein franzöſiſcher Urlauberzug
entgleiſt iſt, wobei achthundert bis neunhundert Menſchen ums
Seben gekommen ſein ſollen. Die Trümmer des Zuges hätten
Feuer gefangen.

Die Opfer der Gxploſion in Halifax.
Halif 13. mber. (Reutermeldung.) N amtlet en Jſonen werden vermißt. htgeſent worden
Amſterdam, 13. Dezember. Eimeldet Times aus Die De i e e

n in Halr ſcherichtet tel iſch, daß infolge deob Wien n ä en e
Neutrale Schiffe in engliſcher Obhut.

Nach Nachrichten aus Gotenburg ſind während der letzten
ſchweren Nordſeeſtürme von einem aus 23 Fahr beſtehendenGeleitzuge bei der Ueberfahrt von Holland x en
zwei Fahrzeuge mit Mann und Maus unter gegangen bar-
unter der ſchwediſche Dampfer „Vind“.
Dampfer „Atina“, „Ulla“ und „Sola“ in ſchwer beſ
ein. Der große Geleitzug war nur von zwei engliſchen und
einigen n geführt, die bei Ausbruch des Unglücks die
ihnen anvertrauten Schiffe im Stich ließen und um Wie
ferner bekannt wurde, hatten die britiſchen Fahrzeuge aus England
Sturmwarnungen erhalten, es aber unterlaſſen, dies den neu
tralen Schiffen mitzuteilen.

Kriegsausgaben der Entente
ſeit 12. Dezember 1916.

Das Jahr, das der Zurückweiſung des deutſchen Friedensangebotes
am 12. Dezember 1916 folgte, kommt der Entente teuer zu ſtehen. Ab
geſehen von den Verluſten an Menſchen, Material, Gerät und Ländern
erreichten die reinen Kriegsausgaben eine ungeheure Höhe. NaS gaben in dieſem einen Jahr e en 53 Milliarden
Mark, Frankreich 35,3 Milliarden, Rußland 46,4 Milliarden, Jtalien
12,2 Milliarden, Amerika 53,1 Milliarden. Das ergibt die gewaltige
Summe von 200 Milliarden für ein e Jahr.

Demgegenüber ſtehen für Deutſchland 36 Mlliarden, Oeſterreich-
Ungarn 18,7 Milliarden, Türkei 0,66 Milliarden, Bulgarien 0,64 Milliar
den, zuſammen für die Mittelmächte 56 Milliarden. Die ungeheuren
Zahlen der Entente bedeuten eine bedenkliche Zunahme gegen die
früheren Kriegsjahre. So ſtehen die 53 engliſchen Milliarden der letzten
12 Monat gegen nur 68 Milliarden der vorausgegangenen 28 Monate,
während die 56 Milliarden der Mittelmächte nur eine leichte Erhöhung
gegenüber den 95,2 Milliarden der geſamten früheren Kriegsjahre dar
ſtellen. Das Verhältnis wird ſich in künftigen Kriegsmonaten noch
zuungunſten der Entente verſchlechtern und das Ergebnis wird um ſo
fühlbarer ſein, als zwar die Mittelmächte ihre Kriegskoſten faſt ganz
im eigenen Lande aufbringen, die Ententeländer dagegen außerordent-
lich ſchwer verſchuldet ſind.

Der Krieg im Weſten.
landern wie ſich am 12. Dezember die Artillerie
en unſere Stellungen in Gegend Dixmuiden. Auch
S zwiſchen Bahn e v und Ypern--

ten eſchuß, der beſonders um

TDn

zeitweiſe lebhaften

Bahnanlagen und Lager bei Ypern, Batterien ſüdweſtlich
Dirmuiden, die militäriſchen Anlagen in den Orten Dünkirchen,

guter Wirkung mit Bomben belegt.

Weſtlich Cambrai entriſſen eigene rn Bulle-
urt dem Engländer in etwa Meter Breite ein Graben-

yſtem und brachten außer 6 Offizieren und 84 Engländern, 4 Ma-
ſchinengewehre und 3 Minenwerfer als Beute ein. Auf der Cam-
braifront hat ſag am 13. Dezember ſeit 6 Uhr vormittags leb-
e zuf die Nachbarabſchnitte übergreifender Artilleriekampf
entwickelt.

An mehreren Stellen der franzöſiſchen Weſtfront
r wir aus erfolgreichen Unternehmungen Gefangene und
ute ein.

Der Krieg in Jtalien.
Eine Artillerieſchlacht an der Brenta.

Lugano, 12. Dezember. Nach den Meldungen der italieni

tillerieſchlacht gegenwärtig im Gebirge zu beiden der
Brenta, wo die deutſchöſterreichiſchen Heere bedeutende Verſtärkungen

Skizze

en Erſoigen Confad v. Hoetzm Gemeinden

e

und namentlich gewaltige Artilleriemaſſen herangezogen haben, um denDurchbruch in r Ebene noch vor Eintritt des Wlaterwetter zu er

wingen. Insbeſondere liegt das GrappaMaſſiv mit den weſtlich
dorgelagerten Höhen unter ſchwerſtem Flankenfeuer aus den am andern
Zrenta fer vom Siſemol bis zum Badonecche eroberten Stel

ngen und vom Monte Liſſer her. Nach dem Bericht des Secolo aus

i i ls 1500 G aller Kalibern hob d e e Rontad gegen das GrappaMaſſiv
Wgeſetzt. Jhre verheerende Wirkung gibt Barzini in einem

egramm an den Corriere della Sera zu. Der unmittelbar dem Grrgelagerte Col Beretta liegt unter einem mit zahlr e
anaten durchſeten Trommelfeuer, das Barzini als de

g 44 a
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weſfnere

Der deutſche Tagesbericht.
Großes 13. Dezember. (Aminch.)

Weſtlicher Kriegsſchauplag.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecqtk.

Von Dixmulden bis Lys und ſädlich von der Scarpeerhöhle Aeliſerielscgkeit r

Ball Ter Uderſinhe enh h ſese Diner es 7 men

wiſchen Moeuvres und Veadhunille haben ſich die ſchon
am Äbend (ebhaſten Artideriekämpfe heute verſchräft. Arn von S Bee ſehen Jeneg eben verſchräft. Anch

Heeresgenppe Deutſcher Kronprinz.

Berbi it mtgeiſen die denke ne lebie in einzelnen
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.

Wie vereinbart, beginnen heule im Befehlsbereich desrinzen L eAbſchluß eines rn dec r r Laſtehende

e Macedoniſche Front.
Un er re r wurden in kleineren Unkernehmungen eine

ranzoſen gefangen.

Beil Schneeſfall und Nebel blieb die e eik gering.

länder

Jtalieniſche Front.

Der Erſte Generalquartlermeiſter. Ludendorff.

Berlin, 13. Dezember. (Amilich.) Lei Streitkr nierdes Korveklenkayikäns a s 4 12. Wor-
unſer der gel 5 t der h äähh WWwlns Handelsverkehr an en. r

Vorpoſten ei et mpfer und zwei be
afrouillenfahrzeuge verſenki. Unſere Skreilkräfte kehrten

ohne eigene Verluſte oder Beſchädigungen zurück.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 13. Dezember. Amklich wird verlaulbari:

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.

über einen W ſtand an allFronſen heute fräd on ten van
Italieniſcher Kriegsſchauplatz.

Schnee und Rebel verhinderlen geſtern in den Benezianiſchen Ge
birgen jedwede Kampffläligkeit.

Die Truppen des Feldmarſchalls Conrad haben nach bisheriger
Zählung in den vierlägigen Kämpfen um das Meletlagebiei 639 ilalie-
niſche Offiziere und über 16 000 Mann als Gefangene eingebracht. Die
Beute ſetzte ſich aus 93 Geſchützen, 233 Maſchinengewehren, 4 Mitrail
leuſen, 61 Minenwerfern und vielem anderm Kriegsgerät zuſammen.

Der Chef des Gexueralſtabes.

Der Krieg zur See.
Berlün, 13. Dezember. (Amklich.) Jm Mikielmeer wurden wieder

12 Dampfer und 6 Segler mit über 50 000 Brufio-Regiſter- Tonnen von
unſern Unkerſeeboolen vernichtet.

Die Mehrzahl der Dampfer wurde kroßz ſtärkſter Sicherung durch
UBooksJäger, Zerſtörer und Fiſchdampfer aus Geleitzügen herausge-

wirk der Gelei blieb in allr er 2 ung der re n allen
ſchiff nach Italien erkannt werden. Bei einem andern wurde die Be
ſtimmung nach Saloniki feſtgeſtelll. Unker den vernichteken Schiffen
waren ferner die bewaffneten engliſchen Dampfer Karama, 5285 To.,
Kohiſtan, 4732 To. und Ovid, 4159 To., ſowie ein mit mindeſtens acht
Geſchützen bewaffneier Hilfskreuzer, deſſen Beſatzung beim Unlergang
namhafie Verluſte erlitt.

Der Chef des Admiralſtabs der Marine.
Amſterdam, 13. Dezember. Die Blätter melden aus London, daßLloyds zufolge die enden Dampfer Briannia und Calliope vermißt

werden.

Haugeſund, 13. Dezember. (Meldung des Ritzauſchen Bureaus.)
Geſtern war eine mehrſtündige Kanonade weſtlich von Utſire hörbar, am
ſtärkſten von 1 bis 3 Uhr nachmittags. Jm Brandeſund, zwiſchen Hau-
geſund und Bergen, traf ein ſtark beſchädigter engliſcher Torpedojäger
ein. Einzelheiten fehlen.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Zur Wahlrechtsfrage
ſchreibt Genoſſe Scheidemann

Es wird keine Ruhe in Preußen fein, bis das gleiche
Wahlrecht erkämpft worden iſt! Die preußiſchen
Junker und ihre Fuhrmänner aller Schattierungen ſollten ſich
irgendwelchen Täuſchungen darüber nicht mehr hingeben, ſollten
vielmehr das Spiel mit dem Feuer ſein laſſen. Die Männer, die
aus den Schützengräben heimkehren, haben im Trommel-
feuer jede Furcht verlernt. Sie haben nirgendwo
Schützengräben in der erſten Feuerzone für die Wähler erſter Klaſſe
reſerviert gefunden. Von Kriegsjahr zu Kriegsjahr iſt ihr Ent
ſchluß auch immer feſter geworden, Leib und Leben nur einzuſetzen
für ein neues Deutſchland, nicht aber zum Schutze von Vorrechten
für Geburt und Geldſack.

Der König von Preußen hat für die Einführung des gleichen
Wahlrechts ſein Wort in feierlicher Weiſe verpfändet. Der Kanzler
des Reiches, der preußiſche Miniſterpräſident, ſein Stellvertreter
und der preußiſche Miniſter des Jnnern haben das gleiche ge-
t an. Sie bekundeten damit, daß ſie vor den Zeichen der Zeit
ihre Augen nicht verſchließen wollen. Wehe denen, die es aus
Klaſſenegoismus tun

Die Debatten darüber, ob das gleiche Wahlrecht zeitgemäß
ſei, ob es gerecht, ob es notwendig ſei, werden nachgerade faſt ebenſo
unerträglich wie das Wahlunrecht ſelbſt. Wer nicht mit politiſcher
Blindheit geſchlagen iſt, muß zugeben, daß das gleiche Recht bei
der Wahl ebenſo ſelbſtverſtändlich ſein muß wie nach der
Verfaſſung alle Preußen vor dem Geſetze gleich ſein ſollen. Das
deutſche Volk nicht nur das preußiſche! wird es ſich nicht mehr
gefallen laſſen, daß eine Schicht, die im Volke nur ein kleiner Bruch
teil iſt, die Geſchicke des Landes beſtimmt.

Der preußiſche Landtag iſt der feſteſte Brückenkopf
der Reaktion, er muß fallen und er wird fallen, denn ein

ransporterverkehr nach und den Kiri
uplätzen am öſtlichen Mittelmeer erlitt erhebliche Einbuße. Im

uderen konnte ein großer verſenkler Dampfer als Truppenkransport

und ſeine Weltmachtſtellung, als jede Gebietserweiterung es ſein
könnte. Ein freies Preußen und damit ein freies Reich werden
das deutſche Volk in die Lage ſetzen, all Folgen des Krieges
ſchneller zu überwinden, als es erzwungene „Entſchäe
digungen“ tun könnten, derentwegen der Krieg auf unabſehbare
Zeit fortgeſetzt, derentwegen weitere Tauſende blühender Menſchen
leben geopfert werden müßten.

Es gibt keine Meinungsverſchiedenheiten in der deutſchen Ab
beiterſchaft über die unbedingte Notwendigkeit des gleichen Wahl
rechts, und die Entſchloſſenheit der Arbeiterſchaft, das gleiche Wahl
recht unter allen Umſtänden zu erobern, iſt une re
ſchütterlich

Die Wahlrechtskoe
hat ſich am Donnerstag gebildet und den Natl. Abg. Hauy
mann zum Vorſitzenden, den Konſervativen DBelbrük
zum Stellvertreter gewählt. Die Zuſammenſetzung der
Kommiſſion iſt für die Wahlrechtsfreunde nicht gerade
Künſtig, Es r ihr an von den Konſervativen did

bgg. Delbrück, Graef, Graf v. d. Gröben, Ah Herr
mann, Dr. v. Heydebrand, Kreth, Dr. v. Kries, Frhr. v.galt ger v. d. Oſten, Seilermann, Winkler; von den
r ervativen die Abgg. Krauſe-Waldenburg, Lüdicke,

ſertin, Frhr. v. Schweinitz; von den Nationalliberalen
die Abgg. Hausmann, Künzer, Dr. Lohmann, Dr. Lude
wig, Dr. Schifferer und Dr. Schröder; von den Fortſchritt
lern die e Lippmann, Dr. Pachnicke, Dr. Wiemer; vom
Zentrum die Abgg. Dr. Bell, Bitta, Giesberts, v. d. Hagen,
Herold, Heinzmann, Dr. Porſch, Graf v. Strachwi ferner
der Pole Korfanty und der Sozialdemokrat Hirſch- Berlin.
Sichere eines gleichen Wahlrechts ſitzen v

öchſtens zehn in der Kommiſſion. Es wird alles auf vie
altung der Nationalliberalen und des Zentrums an

ommen, wobei man ſich ins Gedächtnis rufen muß, daß
von den Zentrumsmitgliedern der Kommiſſion der Abg.
Bitta zu denen ge ört, die bei der entſcheidenden Abſtim
mung vom 20. Mai 1912 über die Einführung des all
gemeinen, direkten und geheimen Wahlrechts gefehlt haben,
während Graf e einer derjenigen iſt, vondenen ſein Fraktionsfreund Graf Spee 1906 feſtſtellte, daß
er gleich ihm früher einmal einen Wahlrechtsantrag des
Zentrums nicht unterſchrieben hat.
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Beginn ber Verſchleppungstaktik.
Die Verſuche, das Zuſtandekommen der Wahlrechtsreformn

z verſchleppen, haben bereits mit voller Kraft eingeſetzt.
icht nur, daß die erſte Sitzung der Wahlrechtskommiſſionerſt am 11. Januar ſtattfinden ſoll iſt auch in Ausſicht ge

nommen, r in eine Generaldebatte einzutreten und
erſt nach deren Erledigung an die Beratung der einzelnen
Geſetzentwürfe zu gehen. Dazu kommt, daß die Regierungerſucht worden iſt, der Kommiſſion umfangreiches Materia
zu unterbreiten, u. a. ſoll ſie eine Geſchichte des Wa lrechts
um Hauſe der Abgeordneten und eine Geſchichte des Herren
auſes er ferner ſoll ſie die geſetzlichen Beſtimmungen

der außerpreußiſchen Länder beibringen und auch die
ſtatiſtiſchen Ergebniſſe der letzten Wahlen mitteilen. Da

von konſervativer Seite angekündigt worden iſt,daß noch weiteres Material eingefordert werden Weh F.

können ſich die Verhandlungen wer weiß wie lange aus
dehnen. Und das, obwohl der bekannte Verſchleppungs-
kommiſſar, Abgeordneter v. Zedlitz, nicht einmal Mitglied
der Kommiſſion iſt, wie uns mitgeteilt wurde, iſt er bei
e ſeiner Fraktion vorgenommenen Zettelwahl durch
gefallen.

Oldenburg-Fanuſchau hat den Krieg verloren.
Auf der Tagung der Konſervativen hat Hettvon Dhenbuigg eneisen der für ſeine Perſon vom Kriege ge

nug und den Waffenrock ausgezogen hat, über den angeblich ße
vorſtehenden „Untergang“ Preußens geſprochen. Alſo ſprach der
Januſchauer:

„„Wenn jetzt in Preußen ein allgemeines Wahlrecht eingeführt
wird, dann haben wir den Krieg verloren.“

Ein allgemeines Wahlrecht beſteht gen in Preußen. Herr
vou Oldenburg meint alſo: wenn das gleiche Wahlrecht eingeführt
wird. Die Bemerkung des Herrn von Oldenburg-Januſchau i
zutreffend: Wenn das gleiche Wahlrecht in Preußen h
wird, haben die Großgrundbeſitzer und Kriegsgewinner den Kr
verloren. Dann wird ihnen nach dem Kriege alles wieder
genommen, was ſie unter Ausnutzung der Notlage des Volkes
an dieſem profitiert haben.

Dieſer Verluſt des Krieges ſcheint die Jnnker ſo r zu krän
ken, daß ſie lieber den großen Weltkrieg verloren geben möchten
Es iſt die alte Parole, welche die preußiſchen Junker in der Re
formzeit nach Jena ausgegeben und befolgt baben: Lieber
eine Schlacht von Jena zu verlieren, als das Oktober-Edikt (üdie Bauernbefreiung) hinnehmen. Aber ſo wenig die Junker en
Jena Städte-Ordnung und Beſeitigung der Erbüntertänigkeit zu
verhindern vermochten, wenig werden ſie jetzt das gleiche Wahl
recht in Preußen zu Fall bringen.

Um die Rachfolge Spahns im Reichstagswahlkreis Bonn
Rheinbach, die am 15. d. M. ſtattfindet, wird ein heftiger Kampf
e zwei Zentrumskandidaten entbrennen: zwiſchen dem

echtsanwalt Henry und dem Juſtizrat Abs in Bonn. Die
Meldung, daß eine erzielt ſei, war falſch; das Bonne
Zentrumsblatt Deutſche tung fordert zur Wahl Abs' auf,
obwohl die Vertrauensmännerverſammlung ſich für Henry erklärte.
Abs wird als Vertreter der Jntereſſen der kleinen Leute, der
Handwerker und Kleinbauern geprieſen.

G
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Fortſetzung der Weihnachts-Verteilung.
Sonnabend, vormittags von V Uhr: Nr. 7001--11 000, na

mittags von 3--6 Uhr: Nr. 11001--14 000 der Lebensmitte
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon erhält entweder
ein Päckchen oder eine Tafel, die je 75 Pf. koſien.

e

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum FreibankVerkauf am 15. Dezember werden die
Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 4701-—4800 Um 12 Uhr Nr. 5101-8200

„hö
ichnet. Dagegen ſollen die Angriffe am Piave nur demdarakter deta

demokratiſiertes Preußen iſt unendlich wichtiger für Deutſchland

59 59 15 4801-4900 1 11 59 5201--5300
e 10 4901--5000 21 29 5301--540097 9 5001--5100

Halle, am 13. Dezember 10917.
Der Magiſtrat.

r.
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h(Sehr gut! links waren de ntragſteüer von Gedte

e r r eiſter gene rr rmann a wandelt.e g 12. Dezember, mittags 12 Uhr. (Abg. a ch: Je nach dem eis, n verttoli) on ſagte Se e W 7 det
Am Miniſtertiſch: Dr. Friedberg, Dr. Drews. er ſeinen Wählern, er ſei ein Charakter, er werde ſcharf gegen das Verſammlungen zu ihrer Bekämpfung dagegen
Abg. Fuhrmann (Natl.) begründet ſeinen Antrag: Am 1. Oktober
der Miniſter des Jnnern eine Verfügung erlaſſen, wonach anläß-
einer Eingabe eines Oberpräſidenten entſchieden wird, daß den Be

amten der Beitritt zur Vaterlandspartei freiſteht, es aber un
erwünſcht ſei, wenn ſie in Wort und Schrift für dieſe Beſtrebungen eintreten. Das iſt einem Verbot gleichzuachten. Allerdings
werden ſich charakterfeſte Beamte daran nicht zu kehren brauchen, wenn
etwas nur als unerwünſcht hingeſtellt wird. Sehr unerwünſcht iſt ein
ſolcher Erlaß! Zuſtimmung rechts und bei einem Teil der Natio-
nalliberalen.) Fürſt Bülow hat ausgeführt, daß die Beamten die freie

litiſche Betätigung unter Bewahrung des notwendigen Takts haben,5 aber nicht zur Sozialdemokratie bekennen dürfen, weil

ieſe die Grundlagen unſerer Staats und Geſellſchaftsordnung be
kämpft. Dieſe Auffaſſung hat inzwiſchen

eine gewiſſe Wandlung
erfahren. (Sehr wahr! rechts.) Dr. Michaelis hat von der Be
tätigungsfreiheit nur die unabhängigen Sozialdemokraten ausgenom
men, das monarchiſche Prinzip hat er aber fortgelaſſen; das ſcheint
nicht mehr zu den (Dingen zu gehören, die der Beamte ſchützen muß.
(Sehr gut! rechts.) Die Vaterlandspartei will den deutſchen Sieges-
willen heben. (Lebhafter Widerſpruch und erregte Zurufe links.
Segenrufe rechts.) Die Kriegszielpolitik der Deutſchen Vaterlandspartei
iſt auf ein größeres Deutſchland gerichtet, alſo kann die Betätigung
der Beamten für ſie nicht Einſchränkungen unferliegen. Jm ver-
W Winter ſagte hier der Landwirtſchaftsminiſter, daß Gott ſei

nk noch nicht der deutſche Reichslag über die Beſetzung der Reichs
cmiler und die Ernennung der Miniſter zu verfüägen hälle. Es iſt
fraglich, ob er heute dieſes Wort noch wiederholen würde. (Sehr gut!
rechts und bei den Nationalliberalen.) Der Miniſter des Jnnern hat
ſeine Beamten den außerhalb der Verfaſſung ſtehenden Faktoren ge

ert. Ein eminentes ſtaatserhaltendes Intereſſe müßte gebieten, den
eamten die Teilnahme an ſolchen Beſtrebungen zu unterſagen, die

einen Scheidemann Frieden propagieren. Ich bitte deshalb den Miniſter
des Jnnern, ſeinen Erlaß einer Reviſion zu unterziehen. Der Kultus-
miniſter hat für die ihm unterſtellten Beamten den Erlaß bereits zurück
ezogen, da braucht der Miniſter des Jnnern nicht hinter ihm zurückzu
tehen. Draußen ſtehen unſere Truppen im ſchwerſten Kampfe, da

brauchen wir den Frieden im Jnnern, dann ſind wir unüberwindlich.
(Lebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.)

Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Der angefochtene Erlaß enthält
keine Ausnahmebeſtimmung für die Vaterlandspartei, ſondern bringt
lediglich zum Ausdruck, was bezüglich der Haltung der Beamten meines
Reſſorts gegenüber allen politiſchen Parteien zu gelten hat. Jch habe
es mir zur oberſten Grundlage meines Handelns gemacht, in allen der-
artigen Fragen, wo eine Stellungnahme des mir unterſtellten Be-
hördenapparats zu den politiſchen Parteien in Betracht kommt,

alle poliliſchen Parteien gleich zu behandeln.
ſte Zuſtimmung links.) Jch will allen Parteien gegenüber voll

mmen objektiv auftreten und mich deshalb nicht auf ein Urteil über
die Vaterlandspartei einlaſſen. Die Regierung ſteht heute noch zu dem
Worte des Königs: Jch kenne keine Parteien mehr, ich
kenne nur noch Deutſche. Auf dieſem Standpunkt wird die
Regierung ſtehen bleiben (Erneuter Beifall), es ſei denn, daß eine

artei den Beweis führt, oder da der Beweis erbracht wird, daß eine
artei Verrat am Vaterlandetreibt.

Die Grundlagen, die ich von den Beamten beachtet wiſſen will,
ſind kurz folgende: Grundſätzlich herrſcht politiſche Meinungs-
freiheit. Keinen Beamten ſoll, wenn er dieſer oder jener Partei
beitreten oder ihr fernbleiben will, irgend ein Vorwurf treffen. Aber
bei der Agitation oder wie ich es deutſch ausdrückte, bei dem Eintreten
in Wort und Schrift für die Ziele einer Partei iſt der Beamte ge
wiſſen Einſchränkungen unterworfen. Er muß es unbe-
dingt unterlaſſen, auf die nachgeordneten Beamten

einen Druck zugunſten oder ungunſten einer Partei

auszuüben; ebenſo darf er bei ſeinen amtlichen Entſcheidun-
gen Dritten gegenüber ſolche Einwirkung nicht ausüben. Fer-
ner darf er nicht während der Amtsſtunden mit den amkllichen
Materialien Agitation für eine politiſche Partei treiben. Zu dieſen Be
ſchränkungen, die für alle Beamten gelten, kommt für die der inneren
Verwaltung noch etwas. Die politiſchen Beamten haben außerdem oft
politiſche Entſcheidungen zu fällen und dabei muß der Anſchein
vermieden werden, als ob dieſe Beamten irgendwie durch ihre Partei
ſtellung beeinflußt werden. Dieſe Gefahr liegt aber vor, wenn der
einzelne Beamte an der Agitation für beſtimmte politiſche Parteien
in erheblicher und bemerkbarer Weiſe teilnimmt; deshalb müſſen die
Beamten der inneren Verwaltung beſondere Zurückhaltung üben und
am beſten ſich der Agitation für beſtimmte Parteien enthalten. Tun
fie es doch, ſo kann ich es nicht verbieten, aber ſie ſind dafür verant-
wortlich. Die parlamentariſche Tätigkeit der Beamten wird ſelbſtver-
ſtändlich nicht berührt, dieſes Verfaſſungsrecht wird von der Regierung
abſolut reſpektiert. Etwaige Mißverſtändniſſe über meinen Erlaß ſind
bei der Beſprechung mit den Oberpräſidenten beſeitigt worden. Wir
müſſen alles vermeiden, was die tiefgehenden Meinungs verſchieden
heiten in unſerm Volke erweitern oder vertiefen könnte; deshalb iſt
auch die Enthaltung der Beamten von der Parteiagitation nötig. wir einem Miniſter des Jnnern vertrauensvoll entgegen- i uGWahan v s kommen. (Lebhaftes Hört, hört!)) Die Vaterlandspartei will den vorgebt dw ine fie rm gt ein lichen

Abg. Kanzow (Vp.): Unſerem pflichttreuen und patriotiſchen Be ganzen politiſchen Beamtenapparat in Bewegung ſetzen für eine Be notwendige Reiſen mit willkürlichen Aufſchlägen und ſchrifte
amtenſtand gilt beſonders hoch das freiheitliche Beamtenrecht; hoffent wegung, die im Volke eine Minderheit beſitzt, für eine Bewegung, die das Geld dafür ein. den, B

ſich gegen die Lebensintereſſen des deutſchen Volkes richtet und das Am Freitag geht die Debatte weiter. größtelich werden die Antragſteller in Zukunft für dieſes eintreten und mit
uns Beamtenausſchüſſe und Beamtenkammern ſchaffen, das Diſziplinar-
recht verbeſſern und das Vereinigungsrecht der Beamten ausgeſtalten.

ein Lügner!

an die Schäler Verſammlungskarten
verteilen, der Kreisſchulinpektor in Kulm beurlaubte die Lehrer
zur Gründungsverſammlung der Vaterlandspartei, ein Lehrer diktierte
ſeinen Schülerinnen wörtlich: „Jeder anſtändige Deutſche tritt noch
heblichem Widerſpruch mit den Ausſagen der gen, die dazu ver
im Oktober 1917 der deutſchen Vaterlandspartei bei, welche für innere
Einigkeit und für einen ſtarken Frieden wirkt.“ (Hört! hört! links.)
Der Paſtor von Marggrabowa forderte im Gottesdienſt zum Eintritt
in die Vaterlandspartei auf, der Landrat und der Bürgermeiſter nah-
men die Beſucher am Kircheneingang in die Vaterlandspartei auf.
(Pfuirufe links.) Das Garniſonkommando Aachen lud zu einem Vor
trag des General v. Liebert ein über das Thema „Der deutſche Friede“.
Jn Königsberg i. Pr. agitierte der Oberbürgermeiſter für die Vater
landspartei. Ein oſtpreußiſches Kreisblatt nennt den neuen Reichskanz-
ler den Herrn aus Bayern, der zur Liquidation des alten Preußen-
ſtaates aus München hergeholt wurde, und der eine ſchlechte Sache
mit ſchlechten Mitteln vertrete. Jm Amtsblatt von Altdamm heißt es,
der Krieg ſei entſchieden, die Engländer ins Meer geſchmiſſen und Erz-
berger, Gothein und Scheidemann an Maulſperre lebensge-
fährlich erkrankt. (Pfuirufe) Wenn die Unterzeichner der
Reichstagsreſolution als „Jdioten“ beſchimpft werden, ſo wiſſen die
Schimpfer vielfach gar nicht, was in der Reſolution ſteht. Die Reichs-
tagsreſolution hat die Siegeszuverſicht des deutſchen Volkes nicht er
ſchüttert. Seine ſittliche Kraft im Verteidigungskrieg gibt uns einederartige Ueberlegenheit, daß wir die Fende zu Boden ſchlagen werden.

Hinter der Reichstagsmehrheit ſoll nicht die Volksmehrheit ſtehen; die
Volksmehrheit kann allerdings nicht mit ungezählten Milli-
onen Zeitungen aufkaufen! (Sehr gut! links.) Eine ge
heime Abſtimmung würde unſer Volk auf der Seite der Reichstags
reſolution zeigen. Die alldeutſchen Rede- und Schreiexzeſſe haben uns
viel Feindſchaft eingebracht. Heute iſt es gerade ein Jahr ſeit dem
deutſchen Friedensangebot. „Skandal, Skandal“ rief damals ein kon-
ſervativer Abgeordneter im Reichstag. Jn der Gründungsverſammlung
der Vaterlandspartei ſprach der Herzog von Mecklenburg von bewußten
und unbewußten Agenten des Feindes, die den deutſchen Siegeswillen
zu untergraben ſuchen; damit konnte nur die Reichstagsmehrheit ge

meint ſein. (Hört! hört! links.) Jn einer Danziger u
Vaterlandspartei unter dem Vorſitz des Landeshauptmanns v. Senfft
wurde eine kurz zuvor abgehaltene Naumann- Verſammlung dahin ge
kennzeichnet, daß ſie beinahe eine Verſammlung von Vertretern der
Feinde geweſen wäre! Der 4. Auguſt 1914, der brachte uns eine in
heiliger Glut zuſammengeſchmiedete Vaterlandspartei. So wollen wir
auch jetzt unſere großen Differenzen ſachlich erörtern, damit Reich und
Staat keinen Schaden erleiden. (Lebhafter Beifall bei der Volks
partei.)

Abg. v. Hennigs-Techlin (Konſ.) tritt energiſch für die Vaterlands
partei ein, die gegründet ſei, um für die Stimmung im Lande zu
ſorgen, was ja eigentlich Aufgabe der Regierung geweſen wäre, die
hier einer ſchweren Unterlaſſungsſfünde anzuklagen ſei.
(Lebhafte Zuſtimmung rechts.) Als von den Alldeutſchen die Rede war,
rief man von der äußerſten Linken, wohl der Abg. Hue: So wird
der Krieg gemacht. (Abg. Hue (Soz.): Das iſt nicht wahr. Sie ſind

Großer Lärm und Pfuirufe rechts. Vizepräſident Dr.
Porſch ruft den Abg. Hue zur Ordnung.) Bei den Friedenszielen der
linkeſten Parteien können wir nicht beſtehen, aber im Jntereſſe der
Demokratieſierung wünſchen gewiſſe Parteien bei uns eine möglichſt
weitgehende innere Zerriſſenheit. (Lebhafter Widerſpruch bei den
Sozialdemokraten. Lebhafter Beifall rechts, Ziſchen bei den Sozial
demokraten.)

Ein Antrag Hoffmann will den Beamten die politiſche Betätigung
für alle Parteirichtungen freigeben. Dieſer Antrag wird nicht
genügend unterſtützt.

Abg. Beyer-Reuſtadt (Zentr.) beantragt, die zur Verhandlung
ſtehenden Anträge einem Ausſchuß zu überweiſen, dort erſt könne die
Frage gründlich geprüft werden.

Abg. Leinert (Soz.):
Wir treten ein für das gleiche Recht ſämtlicher Be-

amten. Wir verlangen die Aufhebung ſämtlicher Er-
laſſe, die die freie politiſche Betätigung der Beamten einſchränken.
Jn dem Antrag Fuhrmann wird Sicherſtellung des verfaſſungsmäßigen
Rechtes der Beamten verlangt. Dann müßten Sie gerade mit uns
für die Aufhebung jener früheren Erlaſſe eintreten, denn in der Ver-
faſſung gibt es keine Ausnahmebeſtimmungen für die Beamten. Man
will dem Miniſter Steine in den Weg waälzen, über die er ſtolpern ſoll,
falls es nicht gelingt, ihn bei der Wahlrechtsfrage zu Fall zu bringen.
Nun haben wir noch nie ein Intereſſe daran gehabt, einen Miniſter zu
ſtützen. Aber ich muß doch ſagen, daß es jetzt das erſtemal iſt, daß

ganze deutſche Volk in ſeiner Verteidigung auf das ärgſte bedroht.
Ohne Mißbrauch des Beamkenapparales wäre die Vaterlandspartei

werden, wie in den Bereichen vieler Armeek iſt und
dauernd geſchieht, auch hier in Berlin. Die Vaterlandspartei wirkt
h nd und vergiftend im Volke. Sie verhetzt das Volk und nutzt die

bhängigkeit der Beamten aus für ihre Ziele, die nicht die Ziele des

deutſchen i den r re Völke aan o erfreulichem enſatzVölkern keinen Haß gegen die e en Völker kennt. vie All

deutſchen wollten nach ihrem eigenen ZJugeſtändnis dieſen Krieg zu
einem Eroberungskrieg machen, um andere Völker mit Gewalt

unter die deutſche Junkerherrſchaft z bringen. Dieſer Geiſt aber iſt
gebrochen worden durch die Mehrheitsreſolution des Reichstags. Das
ruſſi riedensangebot iſt der E der Verhandl die id en Dorbeaſhee Lachen n
Widerſpruch rechts.) Die Agitation der Alldeutſchen und der Vater

landspartei iſt es, die in England und Frankreich die kriegslüſternen
Miniſterien Lloyd Georges und Clemenceau am Ruder hält. (Wider-
ſpruch rechts.) Die Vaterlandspartei hat nur einen geringen Boden
im Volke, aber die Art ihrer Agitation müſſen wir zurückweiſen, denn
ihr in erſter Linie iſt es zuzuſchreben, daß

der Krieg verlängert
wird. Das deutſche Volk wird den heutigen Tag ſegnen als einen
Tag der Reinigung von der vergiftenden Agitation der Vaterlands-
partei, die uns draußen bei anderen Völkern in Mißkredit gebracht hat.
(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

ſt Merlin (Freikonſ.) tritt für die Vaterlandspartei ein, gegen
die wirkliches Material e nicht vorgebracht ſei.

Ein e auf Schluß der Ausſprache wird gegen die
Stimmen der Linken angenommen.
eder beiden Anträge gehen an einen Ausſchuß von 21 Mit-

gliedern.
Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr: Anträge, Frage der Kohlen

verſorgung.
Schluß 53 Uhr.

Die Kohlennot vor dem Abgeordnetenhauſe.
Das Abgeordnetenhaus, das am Freitag dieſer Woche

den jetzigen Tagungsabſchnitt beſchließt, widmet ſeine beiden
letzten Sitzungen der nachgerade unerträglich gewordenen
Kohlennot. Obwohl Deutſchland zu den kohlenreichſten
Ländern der Erde gehört, iſt mit der Dauer des Krieges die
Kohlennot von Tag zu Tag größer geworden. Die verſchie-
denſten Urſachen liegen dafür vor: der höhere Verbrauch der
Krviegsinduſtrie, der Rückgang der Förderung infolge der
Unterernährung der Arbeiter und der Wagenmangel. Alle
dieſe Gründe haben gewiß mitgewirkt, um den gegenwär-
tigen Uebelſtand herbeizuführen. Aber ſie ſind nicht die ein
zigen Urſachen. Wie Genoſſe Hue in einer Sachverſtändigen-
Rede zeigte und wie der neugewählte fortſchrittliche Abgeord
nete Dr. Fren tzel aus ſeiner praktiſchen Erfahrung heraus
beſtätigte, trifft die Regierung und die Mehrheit des Land
tages mindeſtens einen Teil der Mitſchuld. Die Regietung
inſofern, als ſie die Entwicklung nicht rechtzeitig erkannt und
wie mit ſo vielen anderen Dingen, auch mit der Kohle ins
Blaue hineingewirtſchaftet und erſt eingegriffen hat, als es
zu ſpät war. Unſer Redner konnte mit Genugtuung hervor
heben, daß er ſchon im Jahre 1915 Maßnahmen gegen den
drohenden Kohlenmangel gefordert hat. Der Landtag iſt mit-
ſchuldig, weil er einmal bisher nichts gegen ein Wahlrecht
unternommen hatte, unter dem die Maſſe der Bergarbes
rechtlos war und ihren Wünſchen und Fordexungen im Par
lament nicht Geltung verſchaffen konnten, ſodann aber aus
wegen ſeiner Ernährungspolitik mit ihren fortgeſetzten ge

mit denen die Bergarbeiterlöhne niemals Schritt gehalten
haben und die ſchließlich zu einer Unterernährung führen
mußten. Nur auf dieſe Ernährungsſchwierigkeiten ſind die
vereinzelt vorgekommenen Arbeitseinſtellungen zurückzu-
führen, nicht etwa auf landesverräteriſche Abſichten, wie von
reaktionärer Seite zu durchſichtigen innerpolitiſchen Zwecken
behauptet wird.

Aus der weiteren Debatte iſt noch hervorzuheben, daß
Handelsminiſter Dr. Sydow den Nachrichten widerſprach, daß
zum 1. Januar eine Erhöhung des Kohlenpreiſes beabſichtigt
ſei. Auf die mißtrauiſche Frage unſeres Genoſſen Hue, ob
die Erhöhung vielleicht am 1. Februar kommen werde, ant
wortete der Miniſter, daß derartige Sachen nur immer am
Quartalsſchluß gemacht würden. Danach wird alſo die Er-
höhung zum 1. April erfolgen. Jm übrigen fanden Redner
verſchiedner Parteien ſcharfe Worte gegen die in der Tat höchſt
bequeme Art, wie heute das ſogenannte Verkehrsminiſterium

rückſtellen.
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Amtliche Bekanntmachungen zamere C r Freitag, den 14. Dezbr. 1917Scene Damen u. Kinder Bekleidung
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Große Auswahl in ſeidenen und wollenen Unterröcken
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Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Apotheken- und Drogengeſchäften

werden hierdurch aufgefordert, am Freitag, dem 14. De
1917, vormittags von 8--121 Uhr im Stadt-

rnährungsamt, Marktplatz 22, II. Obergeſchoß, Zim
mpfang zumer 9, die Bezugsſcheine für Sacharin in

nehmen.
Halle, am 13. Dezember 1917.

Der Magiſtrat.

hute KrMafstellen Als Schneidermeister kauft zu enempfiehlt ſich für alle vor Preiſen ohne Gegentauffür Fabrikarbeiterinnen ſind hmmenden Arbeiten, wie Gustav Uhligzu melden an die Fürſorge auch Wenden, Aendern von Uhren u. Muſikwerke,wermittlungsſtelle Halle der Herren u. Damengarderobe. untere Leipziger Str.Kriegsamtſtelle MagdeburgPoſſſte. 10, Jimmer r. 14, O. heimſath Sohn,
Vermittlung koſtenlos.

Sonn eöffnei von 7 39 bis9,30 üge re und mittags

von 11,30 bis 1.30 Uhr.
Arbeiter! Abonniert die „Volksſtimme“!
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wirtſchaftlichen Brennereien und Spiritusfabriken, die faſt nur für

wffeln ſchlecht halten, es kommt hierfür eine Menge von 6 768 000
Tonnen in Be
ſchlechten Kartoffeln vbeſteht, liegt eine gewiſſe Reſerve, da ein Teil

R.

Nr. 168.

Saalkreis.
Halle, 14. Dezember 1917.

Halle und
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Keine Erhöhung der Kartoffelration!
Wie wir ſchon geſtern an dieſer Stelle durch die Wiedergabe

einer amtlichen Auslaſſung zeigten, geht die Meinung der verant
wortlichen Regierungsſtellen dahin, daß es unmöglich wäre, mehr

als 7 Pfund Kartoffeln zu geben.
Dieſe Meinung iſt nun auch vom Kriegsernährungsamt ſelbſt

ausdrücklich vor aller Oeffentlichkeit vertreten worden, und zwar
in einer Beſprechung, die jetzt der Unterſtaatsſekretär Müller mit
Vertretern der Preſſe hatte. Er führte aus:

In den weiteren Volksſchichten iſt der Wunſch nach einer Er
e Kartoffelration von 7 Pfund auf 10 Pfund pro Kopf

n ſege r r Weg ger en Kriegsernährungs-
am genauer Prü r e gezwungen, eineErhöhung der Ration abzule. en. vo

Nach der Anſicht der Bevölkerung haben wir eine gute Kar-
toffelernte, was nicht beſtritten werden ſoll, immerhin wird aber
auch die Kartoffel heute für Zwecke gebraucht, an die man im Frie
den kaum hat. Vor allen Dingen iſt die Futtermittel-
ernte ſchlecht, die Brotgetreideernte etwa mittel ausgefallen,
reicht aber kaum aus, um die vorgeſchriebene
Brotration durchzuhalten. Menſchen und Tiere zehren
an der pflanzlichen Ernährungsdecke, das Vieh iſt vollſtändig auf
die Produkte der heimiſchen Landwirtſchaft angewieſen. Ein Aus

durch die Verringerung des Schweinebeſtandes geſchaffen,
der bereits ſo klein iſt, daß eine weitere Abſchlachtung im Jntereſſe
eines ſpäteren Wirtſchaftsbedarfs nicht mehr erfolgen darf. Es
iſt unbedingt notwendig n, die Pferde, Zugochſen und Zug-
kühe, ſowie das Milchvieh 27 erhalten, damit das Fuhrweſen
in der Stadt und auf dem Lande, das zur Herbeiſchaffung des täg
lichen Bedarfs und zur Beſtellung der Felder notwendig iſt, nicht
verhungert. Zu dieſem Zweck ſind Kartoffeln not-
wen dig, da das Rauhfutter bekanntlich fehlt, ſo müſſen auch die
Heerespferde an Stelle des Rauhfutters Kartoffeln erhalten.

Wir rechnen mit einer zur Verfügung ſtehenden Kartoffel-
ernte von 34 700 000 Tonnen. Hiervon erhalten die Selbſtverſorger
mit einer Ration von 1 und pro Tag und Kopf 5 190 000
Tonnen, die Städte 7 340 000 Tonnen, die Lazarette, angenlager
ufw. 214 000 Tonnen. Zur Brotſtreckung bei den Selbſtverſorgern
werden 340 000 Tonnen, für denſelben Zweck in den Städten
630 000 Tonnen, für Lazarette, Gefangene uſw. 11 190 Tonnen ge
braucht. Für Fabrikationszwecke ſind 800 000 Tonnen, für eine
weitere Reihe Fabriken (Stärke, Trockenmehl uſw.) 558 000 Tonnen,
für Preßhefe 80 000 Tonnen in Ausſicht genommen. Das Heer
erhält 1600 000 Tonnen, die Marine 84 800 Tonnen. Bei der
Verteilung mußte das Saatgut mit 5 342 000 Tonnen, die land

das Heer arbeiten, mit 2 454 000 Tonnen eingeſetzt werden. Volle
20 Prozent wurden für Schwund net, da landwirtſchaft
Kche Sachverſtändige glaubten, daß ſich die dicken diesjährigen Kar

tracht. Jn dieſem Schwund, der aus kleinen und

noch bei nicht voller Lieferung der Umlage als Speiſekartoffeln
herangezogen werden kann, während Reſt zur Verfütterung an
das Vieh dienen ſoll. So hat die Heeresverwaltung durch den
Mangel an Hafer, Gerſte und Mais für die Heerespferde 1 500 000
Tonnen Kartoffeln angefordert, die ſichergeſtellt werden mußten.
Ohne dieſe Forderung der eeresverwaltung wäre eine Ration von
10 Pfund pro Woche ſchließlich möglich geweſen. Ein Ausfall an
Brotgetreide muß natürlich durch Kartoffeln gedeckt werden.

Uns haben dieſe Gründe des Kriegsernährungsamts für die
Ablehnung der Erhöhung nicht überzeugt. Wie ſind nach wie vor
der Auffaſſung, daß bei der vorhandenen guten Ernte eine Er
höhung auf 10 Pfund möglich iſt und daher auch unbedingt im
Intereſſe der Volksernährung durchgeführt werden muß. Schon
heute werden wieder große Mengen Kartoffeln im Schleichhandel
vertrieben. Nur wer wünſcht, daß dieſer Handel noch größere
Ausdehnung erfährt, kann wünſchen, daß die zuletzt übrigbleiben-

den Kartoffelmengen den Landwirten zur Verfütterung an das
Vieh überlaſſen werden. Wovon ſoll ſich denn die ſtädtiſche Be

W

eilage zur Volksſtimme.
Halle, Freitag den 14. Dezember 1917.

nahrungsmittel, Kartoffeln und Brot, in durchaus ungenügender
Menge gegeben werden.

Wir verlangen daher von unſeren Vertretern, vor allem in den
Kommunen, daß ſie nachdrücklich für eine Erhöhung der Kartoffel
ration eintreten.

v

Gasverbrauch einſchränken!
Von der Ortskohlenſtelle wird uns geſchrieben:
Jn den letzten Tagen hat der Gasverbrauch in der Stadt

Halle eine Zunahme erfahren, die darauf ſchließen läßt, daß
die Verbvaucher ſich zumeiſt über die Bedeutung der Verord
nung des Magiſtrats vom 5. Dezember 1917 betr. die Ein
ſchränkung des Gasverbrauches noch nicht klar geworden ſind.
Unter dem 5. Dezember 1916 war angeordnet worden daß
der ſtädtiſchen Gasleitung vom 6. Dezember 1916 an nicht
mehr als des Verbrauchs in der gleichen Zeit des Jahres
1915 entnommen werden dürfe. Da nun ſeit Auguſt 1917 der

an Gas durch Verordnung des Reichskommiſſars
für Elektrizität und Gas vom 26. Juli 1917 und der Be
banntmachung des Vertrauensmannés vom 11. Auguſt 1917
allgemein auf des Verbrauchs in der gleichen Zeit des
Jahres 1916 eingeſchränkt iſt, ſo mußte für die Zeit vom 6.
bis 31. Dezember 1917 dieſe letztere Vorſchrift aufgehoben
werden, weil ſonſt für dieſe Zeit nur die Entnahme von
35 x d. h. nur etwa der Hälfte des Verbrauches
im Dezember 1915 geſtattet geweſen wäre. Die erwähnte
Bekanntmachung des Magiſtrats vom 5. Dezember 1917 ge
ſtattet deshalb bis zum 31. Dezember die Entnahme der Ver-
brauchsmenge in der gleichen Zeit des Jahres 1916 unein
geſchränkt, d. h. 25 des Verbrauches im Dezember
1915. Der für Dezember 1917 zuläſſige Verbrauch iſt ſomit
im allgemeinen noch etwas geringer als für November 1917.

Die Gasverbraucher werden unter Hinweis auf vor
ſtehende Mitteilungen erneut zu größter Sparſamkeit im Gas
verbrauch ermahnt. Die Kohlenbelieferung des ſtädtiſchen
Gaswerks iſt ſeit einer Woche wieder ſo ungenügend, daß
in einigen Tagen dazu geſchritten werden muß, di e Gasab-
gabe zeitweiſe zu ſperren, wenn es nicht durch
Sparſamkeit im Gasverbrauch gelingt, Kohleneingang und
Gasabgabe in Uebereinſtimmung zu bringen.

Studenten gegen die Vatexlandspartei.
Studierende der Heidelberger Univerſität haben an die

übrigen deutſchen Univerſitäten ein Rundſchreiben verſandt, das
ſich gegen die Vaterlandspartei wendet. Da uns die Kundgebung
ſelbſt bisher nicht vorliegt, ſind wir auf die Wiedergabe der Deut-
ſchen Tageszeitung angewieſen.

Nach dieſer Quelle erhebt der Heidelberger Aufruf entſchieden
Proteſt gegen die Grundſätze der Vaterlandspartei und legt Ver-
wahrung gegen die Anmaßung der deutſchen Vaterlandspartei und

ähnlicher Strömungen ein, Sonderintereſſen mit dem Worte vater-
ländiſch zu decken und zu ſchützen. „Wir wiſſen, daß unſere Kultur
von keiner fremden Macht erdrückt werden kann, verwerfen aber
auch den Verſuch, andere Völker mit unſerer Kultur zu vergewal-
tigen. Statt Machterweiterung Vertiefung der Kultur, die Menſch
heitsſittlichkeit zum Jnhalt hat! Statt geiſtloſer Organiſation Or-
ganiſation des Geiſtes!“

Jn einem Begleitſchreiben wird der Aufruf als ein erſter
Schritt bezeichnet, der folgende Wirkungen haben ſolle: „1. Auf
rüttelung der Studierenden zur Stellungnahme überhaupt. 2. Zu-
ſammenſchluß aller derer, die im weſentlichen gleiches bekämpfen
(um herauszugreifen: Kriege; Machtpolitik; Militarismus; An
ſicht, daß die deutſche Kultur vernichtet werden kann, die Menſchlich-

keitsſittlichkeit als Jnhalt hat) und gleiches wollen. 3. Ueber
nationale Wirkung eines Geſinnungsbeweiſes.“

Die Deutſche Tageszeitung fügt an die Mitteilung über die
Heidelberger Aktion ein Schreiben „aus Hochſchulkreiſen“, im dem

völkerung ſchließlich noch ernähren, wenn nun auch noch die Haupt an die „urteilsfähigen Leſer“ appelliert wird, und in dem weiter

F Roſi Zurflüh.
37] Eine Geſchichte aus den Alpen von Johannes Scherr.

(Nachdruck verboten.)

Zwölfes Kapitel.
Die Nacht der Prüfung.

Sie glaubte ſchon alles ſich zurechtgelegt, alles überwun-
den, ſich ganz in das Unvermeidliche gefunden zu haben, die
arme Roſi, und dennoch erbebte ſie jedesmal, wenn in den
nächſten zwei Wochen die Haustüre aufging, bei dem Ge-
danken: Jetzt kommt ein Brief von Thun oder eine Botſchaft
von dem Pfarrer, die dich vor den Stillſtand beruft, von
wegen der Scheidung.

Es kam aber weder ein Brief noch eine derartige Bot-

Einmal hatte ſie ſich ſchon hingeſetzt, dem Ruodi zu ſchrei
ben, daß ſie auf alles gefaßt ſei, daß ſie ihm volle Freiheit
gebe, zu handeln, wie er es paſſend fände, daß ſie, mit einem
Wort, in die Scheidung willige Aber da verſagte ihr doch
die Kraft. Sie vermochte es doch nicht, ihn davon zu ent
binden, daß er den erſten Schritt täte. Sie wollte auch ährer
Mutter nicht das Leid antun, daß dieſe glauben könnte ſie
hätte die Sache zu leicht genommen und zu leicht behandelt.
Unterrichtet war jetzt die Zwihlbäurin von der ganzen Sach-
lage, aber die gute Frau bemühte ſich immer noch, ihrer
Tochter und ſich ſelbſt einzureden, es ſei nur ein vorüber
gehendes Gewitter am Eheſtandshimmel Roſis. Anderer An
ſicht war freilich s Vreneli. „Das läßt ſich nicht mehr flicken
und leimen, Müetti,“ ſagte das kluge Mädchen, das ſeinen

1) „Stillſtand“ heißt die Gemeindebehörde, welche die kirchliche
Diſziplin zu handhaben und auch, in erſter Jnſtanz, Eheſachen,

idungen uſw. zu behandeln hat. Der Name rührt von dem
Umſtand her, daß die Mitglieder dieſer Behörden, die ihre Sitzungen
früher in der Kirche ſelbſt hielt, nach beendigtem Gottesdienſt beim

e e ae r

1. Jahrgang.
von „phraſenhafter Sprechweiſe“, von „unklaren Köpfen“, von „er
ſchreckendem Mangel an vaterländiſchem Empfinden“, von „ſchillern
den Redensarten“ und „politiſcher Einſichtsloſigkeit“ die Rede iſt.
Dieſelben Angriffe gegen die Heidelberger Studenten fanden ſich
auch in der alldeutſch-ſchwwerinduſtriellen Deutſchen Zeitung. Die
Herren Pxofeſſoren und die Studenten verſchiedener Hochſchulen,
die ſich mit „ſchillernden Redensarten“ für die Vaterlandspartei
einſetzten, hätten doch wohl die Pflicht, auch ihren anders denkenden

Kommilitonen das freie Wort zu geſtatten. Die proteſtierenden
Heidelberger Studenten zeigen jedenfalls eine Eigenſchaft, die man
bei jungen Männern, und ſogar bei alten, gelten laſſen ſollte. Näm-
lich den „Mut der freien Rede“.

Wir ſind geſpannt darauf, wie ſich die hieſigen Studierenden

dazu verhalten werden. Der Beitritt zu dieſem Proteſt würde ſie
jedenfalls nur ehren.

Wintermäntel und Kleider, nicht Sommermäntel. Durch die
neue Beſtandsliſte iſt, wie die Reichsbekleidungsſtelle mitteilt, die
Frage der Zubilligung von Winter- und Sommermänteln dahin
entſchieden worden, daß jeder Anſpruch auf einen Wintermantel
hat, während der Sommermantel nur in Fällen von Krankheit zu
gebilligt werden kann; außerdem kann noch in Gegenden, wo es
die klimatiſchen Verhältniſſe erfordern, auf beſonderen Antrag des
Kommunalverbandes hin den Bezugsſcheinſtellen die Berechtigung
gegeben werden, für die Bevölkerung ausnahmsweiſe Sommer-
mäntel zu bewilligen. Ueber dieſen Rahmen hinaus findet eine
Bewilligung nicht ſtatt. Es iſt daher der Gebrauch von Sommer-
mänteln im allgemeinen gegenüber der Friedenszeit erheblich be
ſchränkt worden. Auf dieſe Tatſache müſſen auch die Konfektionäre
bei Neuanfertigung von Sommermänteln Rückſicht nehmen. Es
wäre eine unangebrachte Stoffverſchtwendung, wenn die Mantel
ſtoffe, die ſich ſehr gut für Anzüge und Kleider verarbeiten laſſen,
jetzt zu Sommermänteln verwendet würden, die keinen Abſatz finden
können, weil Bezugsſcheine in erheblichem Maße nicht ausgeſtellt
werden dürfen.

Staatliche Jugendpflege. Auf einer JugendpflegerKonferenz,
die dieſer Tage in Weißenfels ſtattfand, hat der Bezirksjugend
pfleger Hemprich folgenden Bericht über den Stand der Jugend
pflege im Regierungsbezirk Merſeburg gegeben: Sie hat trotz der
ſchweren Zeit gute Fortſchritte gemacht. Die Staatsregierung
läßt ihr die größte Unterſtützung zuteil werden. So ſind rund
100 000 M. Beihilfen gewährt, und denen ſie zuteil wurden, haben
eine ebenſo hohe Summe aufgebracht. Jn dem neuerſtandenen
Mädchenheim in KleinWittenbergPieſteritz, das 50 000 M. Koſten
aufwand forderte, ſind ſechs Schweſtern in der Jugendpflege tätig.

Der für die Fabrikarbeiterinnen geplante Neubau wird ſich auf
400 000 M. ſtellen. Die Lichtbilder-Verleihſtelle in Merſeburg
findet viel Zuſpruch. Der unter dem Ehrenvorſitz der Frau Regie
rungspräſident v. Gersdorff veranſtaltete Spielnachmittag für
Mädchen hatte 34 Jugendvereinigungen zufammengeführt, ſo daß
ein ſolcher auch im nächſten Jahre veranſtaltet werden wird. Das-
ſelbe gilt auch von dem auf 4 Wochen bemeſſenen theoretiſchprak

tiſchen Lehrgang in der Jugendpflege in Merſeburg, der 40 bis
50 Teilnehmer vorſieht und der Regierung etwa 8000 M. koſtete.
Kleinere Lehrgänge wurden auch mit Erfolg in einzelnen Bezirken

abgehalten. Für die Aufnahme der Handfertigkeit in weibliche
Jugendvereinigungen iſt auch eine Dame in Kurſen tätig. Der
Vortragende betonte bei ſeinen Ausführungen mit Nachdruck, daß
alles Schematiſieren in der Jugendpflege zu vermeiden ſei; für ihre
Förderung müſſen begeiſterte Perſonen tätig ſein. Der Lehrer
Henneger (Meineweh) berichtete über ein Jahr Tätigkeit in der von
ihm geleiteten Jugendvereinigung, die in jeder Hinſicht als vor
bildlich bezeichnet werden könnte. Weiterhin wird über dieſe
Jugendpflege noch folgendes berichtet: Der Ortsausſchuß für
Jugendpflege in Merſeburg hat eine reichhaltige, ſhſtematiſch ge
ordnete Ausſtellung des Kriegsſchriftentums veranſtaltet. Dieſe

Schwager ſo grimmig verabſcheute und haßte, als ihn nur
immer jemand verabſcheuen und haſſen konnte. „Lueget s Roſi,
's arm' Roſi kann den ſchlechten Mann nicht mehr liebhaben.
s kann nicht ſein! Oh, Müetti, di Mannen ſind doch ein
ſchülich s Volk. Was hat 's Roſi um den Ruodi gelitten,
bis es ihn hatte, und doch hat er ſein ſchön 's und brav' s Weib
um ſo eines ſchwarzäugigen Glüntlis willen verlaſſen. Nein,
Müetti, loſ, ich will gar keinen nehmen, keinen, aber auch gar
keinen.“ „Ja, du biſt mir die Recht, Chind! Wart' nur,
bis gäng der Recht' kommt und dich haben will. Jch mein
ich kenn ſo 'nen Rechten.“ „Was meinſt?“ „Was werd
ich neime meinen? Ebbis geiſtlichs mein ich.“ „Jetzt
ſchweig aber Müetti, oder ich lauf dir davon.“ „Lauf
nur!“ Und das neunzehnjährige Kind lief wirklich davon,
nämlich aus der Kammer, wo es mit der Mutter hatte zu Bett
gehen wollen, auf den Söller hincus, um zu ſehen, ob im
Dorfe drunten in des Pfarrers Studierſtube das Licht nochbrenne. Es Hanne richtig noch, wie allnächtlich. Er ſtudiert
zu viel, dachte das ſchöne Meitſchi, das keinen, aber auch gar
keinen nehmen wollte, er ſitzt zu lange bei ſeinen Büchern auf,
und das macht ihn ſo bleich. Jch, wollt', ich nun ja, ich
wollt', ich ſäß bei ihm. Jch würd' ihm dann mit der Hand
über ſeine ſchöne Stirn fahren, ſo, und recht lieb und gut zu
ihm ſagen: Stephan, lieber, lieber Stephan, willſt du nicht
Feierabend machen?

Vreneli würde wohl mit leichterem Herzen zu Bette ge
gangen ſein, wenn ſie hätte ahnen können, daß ſo ziemlich
in demſelben Augenblicke der gute Pfarrer da drunten in
ſeiner einſamen Bücherſtube ſo ziemlich auch ſo was wüncchte,
nämlich, daß 's Vreli bei ihm ſäße. Er hatte ſeit der Begeg-
nung mit Roſi am Wildſee doch recht viel an das Mädchen
denken müſſen, das „ſo geſund und heiter und klug wie ein
Vögeli“ und fügte er in Gedanken dem Lobſpruch der
Schweſter bei auch ſo ſchön! Heute abend hatte er ſeine
Berndeutſchung der Burnsſchen Lieder wieder vorgenommen.
Was wohl 's Vreneli dazu ſagen würde? dachte er beim Hin
und Herblättern. Gewiß würde es ſie freuen, wenn er ihr, die
den halben Hebel auswendig kannte, dieſe der Heimat mund-

dann doch recht heimelig in der Stube ſein, wenn ſie ſo bei
ſammen ſäßen, ja, ganz anders als jetzt. Freilich nicht ganz
ſo, wie er ſich s vorzeiten vorgeſtellt, wenn die Roſi bei
ihm ſäße, nicht ganz ſo, ach nein! aber doch auch heimelig und
gut. 's Vreli ſei bei all ihrer Munterkeit ſo verſtändig und
feinfühlend, und ihr Lachen klänge ſo ſilbern und hell wie
ein Glöckchen, das zum Maifeſt läutet. Da ſei der arme
Burns, der hätte ja auch ſein angebetetes Liebchen, die Hoch
lands-Mary, verloren und hätte nachmals doch mit Hannchen
Armour in glücklicher Ehe gelebt. Ob ihm aber das Mäd
chen wirklich geneigt ſei? Es wäre doch verwunderlich, er
hätte nichts davon gemerkt, er. Aber Roſi hätte es ihm ja ver
ſichert, und Roſi könne keine Unwahrheit ſagen, nein, ſoviel
ſtehe feſt. Er müſſe ſich eben jetzt ein Herz faſſen und ſich Ge
wißheit zu verſchaffen ſuchen. So könne es nicht länger fort
gehen; es ſei doch gar zu einſam in dem Pfarrhaus, ja, und
gar zu kalt, ſogar jetzt im Sommer.

So ſpannen ſich nachtſchlafenderweile von der Zwihl zum
Pfarrhaus und vom Pfarrhaus nach der Zwihl Gedanken-
fäden hin und wieder, Gefühle und Wünſche, die ſich im
Mondſchein begegneten wie ſpielende Elfen. Roſis Gang zum
Wildſee war doch zu etwas gut geweſen. Das iſt's ja über
haupt, was die Menſchenwelt zuſammenhält und fortbaut ins
Unendliche, daß hart neben den Trümmern einer zerſtörten
Exiſtenz unentmutigt eine andere und immer wieder eine
andere ſich anſiedelt, mit der Hoffnung, ſie, gerade ſie würde
und müßte der Blitz verſchonen.

Derweil ſaß zur ſelben Stunde Roſi auf dem Schuhu
kopf droben auf der Bank, mit der ſie der Ruodi einſt ſo
freundlich überaſcht hatte. Das war lange her, und ſeitdem
hatte er, ach, dafür geſorgt, ihr ganz andere Ueberraſchungen
zu bereiten. Sie kam gerne hierher und ſaß, nach bendigtem
Tagwerk, da ſie ohnehin erſt ſpät den Schlaf finden konnte,
oft bis tief in die Nacht hinein da droben, in die Betrachtung
der Geſtirne oder in jene ſchwermütigen Träumereien ver
ſunken, welche die balſamiſche Stille der Sommernächte den
Unglücklichen ſo ſüß und vertraut macht.

Taufſtein ſtillſtanden, bis die Gemeinde ſich entfernt hatte. artlich angeeigneten herzigen Sachen vorläſe. Es müßte (Fortſetzung folgt.)
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ſteht als Wanderausſtellung auch anderen Orten zur Verfügung. haben nämlich (n dieſer Zeit vie Invalidenrenten um rund 24 000 ab

Der Regierungspräſident regt ferner an, öffentliche Leſehallen
einzurichten, um dem Wiſſensdrange und Bildungshunger des
Volkes und der Jugend entgegenzukommen. Eine Reihe von Ver-

legern hat ſich in dankenswerter Weiſe bereit erklärt, ihre Tages
Zeitungen und Zeitſchriften den Leſehallen, die von der ſtaatlich
organiſierten Jugendpflege eingerichtet werden, zu bedeutend er
mäßigten Preiſen zu liefern.

Straßenbahnunfall. In der Schmeerſtraße ſtieß ein Stadtbahn-
77 mit einem Kohlenfuhrwerk zuſammen. Beide Fahrzeuge wur-

n leicht beſchädigt.

Kleine Brände. Zur Beſeitigung eines Stubenbrandes wurde
die Feuerwehr geſtern nachmittag nach der Landsberger Straße ge
rufen. Die Wehr konnte nach einer Tätigkeit von 20 Minuten wieder
abrücken. Am Donnerstag früh mußte die Wehr zur Beſeitigung
eines Balkenbrandes nach einem Grundſtück am Gr. Berlin ausrücken.

Geſchäftsverkehr auf dem Weihnachtsmarkl. Jn Abänderung der
Bekanntmachung vom 23. November 1917 wird folgendes angeordnet:
Der Handel auf dem Weihnachtsmarkte wird an den Wochentagen auf
die Zeit von 84 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags, für den
24. Dezember bis 7 Uhr nachmittags, an den beiden Sonntagen, 16.
und 23. Dezember, auf die Zeit von 1 bis 6 Uhr nachmittags be-
ſchränkt.

Saccharin und Kunſthonig. Die Produkten- und Drogenhändler
werden aufgefordert, ihre Anmeldungen für Saccharin und Kunſthonig
am Freitag zu bewirken.

Weihnachtsgebäck aus „Erſatz“. Der Berliner Hausfrauen-
verein“ wendet ſich an die Oeffentlichkeit mit einer kleinen Ausſtellung
von Kuchen und Süßigkeiten, zu deren Zubereitung allerlei „Erſatz
vrerwendet worden iſt. Die Veranſtaltung ſoll zeigen, was ſelbſt mit
beſchränkten Mitteln erreicht werden kann, wenn man die in der Koch-
ſchule des Vereins ausgeprobten und in der Ausſtellung feilgehaltenen
Rezepte befolgt. Ausgeſtellt ſind unter anderem verſchiedene Kuchen
und Torten aus Grieß, Kartoffeln, Mohrrüben, Teegebäck aus Kar
toffeln. Pfeffernüſſe aus Kartoffeln, Pralineen aus Mohrrüben, Bon-
hoans aus Brot. Zu den hier aufgezählten Grundſtoffen kommen aber
noch reichliche Zutaten, die gehaltvoller und dafür minder billig ſind,
z. B. Butter, Margarine, Eier, Milch, Marmelade, Zucker uſw. Dieſe
bekanntlich nicht ganz leicht zu beſchafſerden Beigaben, denen die
Kuchen und Süigkeiten ihren Geſchmack und Wert verdanken, können
wohl nicht als „Erſatz“ bezeichnet werden. Es iſt alſo nicht ſo einfach
mit dem Weihnachtsgebäck aus Erſatzmitteln.

Weihnachtsbäume. Trotz des vierten Kriegswinters ſind die
immergrünen Tannen aus den Tälern der Harzer und Thüringer Berge
wieder in die Städte gewandert, um den Menſchen das Weihnachtsfeſt
zu verſchönen. Nur haben ſie, die ſonſt mit Vorliebe ihren Standort
auf den freien Plätzen ſuchten, ſich diesmal mit einigen ſtillen Winkeln
begnügt. Ernſt und ſchweigend ſtehen ſie da und träumen ihren letzten
Traum von der Waldherrlichkeit. Aber ihre Miſſion als Weihnachts
tanne wollen ſie gern erfüllen. Rauhe, arbeitsgewohnte Hände muſtern
ſie, ſtutzen ſie zurecht und geben ihnen, wenn nötig, ein rundlicheres
Ausſehen, damit ſie um ſicherer ihren Käufer finden. Und die Männer
und Frauen kommen wieder wie alle Jahre, um ihr Bäumchen zu er-
ſtehen. Die Not der Zeit kann ſie nicht davon abhalten, der ſchönen
deutſchen Sitte treu zu bleiben. Iſt doch die Tanne der poetiſche Mittel-
punkt des Weihnachtsfeſtes. Und die Kinder erſt! Sie träumen ja
ſchon von vergoldeten Aepfeln, verſilberten Nüſſen und ſtrahlenden Lich-
tern. Stört ſie nichts in ihrem Traum, der ſich in dieſem Jahre ſo
viel ſchwieriger verwirklichen läßt? Aepfel und Nüſſe ſind knapp und
Lichter halten ſich ebenfalls verborgen. Von Süßigkeiten iſt ganz zu
ſchweigen. Um ſo köſtlicher aber werden die grünen Zweige duften
und um ſo hoffnungsfroher werden ſie diesmal von der Weihnachtsbot-
ſchaft raunen können, der Botſchaft, die wir alle mit heißem Herzen
hören möchten Friede auf Erden.

Fur Verkaufskonkrolle von Gewürzen und Gewürzerſahmitteln
iſt durch den Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts vom 1. Ja-
nuar 1918 an die Bekanntmachung über die äußere Kennzeichnung von
Waren auch auf Gewürze und Gewürzerſatzmittel aller Art ausgedehnt
werden. Die Packungen, in denen ſolche Erzeugniſſe an Verbraucher
abgegeben werden, müſſen alſo vom genannten Tage an die in der letzt-
genannten Bekanntmachung vorgeſchriebenen Angaben enthalten, ins
beſondere alſo die Angabe des Kleinverkaufspreiſes und derjenigen
Perſon oder Firma, die die Ware herſtellt oder unter ihrem Namen
in den Verkehr bringt. Soweit Packungen und Behältniſſe, die dieſen
Vorſchriften nicht entſprechen, vor dem 1. Januar 1918 in den Ver-
kehr gebracht worden ſind, dürfen ſie noch bis zum 15. Februar 1918
einſchließlich feilgehalten und verkauft werden.

Auch ein Kriegszuſchlag zum Güterkarif. Der Preußiſche Landes-
eiſenbahnrat hat in ſeiner letzten Sitzung einſtimmig die Erhebung
eines 15 prozentigen Zuſchlages auf alle Güter- und Tiertarife der
preußiſch- heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft beſchloſſen. Die Vorlage
wird noch dem Landtag zugehen; die Erhöhung ſoll in Form eines
Kriegszuſchlags am 1. April 1918 in Kraft treten. Dieſer Kriegszu-
ſchlag ſoll nur vorübergehend während des Kriegs beſtehen, ſpäter ab-
gebaut und gegebenenfalls in das Tarifſyſtem eingearbeitet werden.
Der Landeseiſenbahnrat beſchloß ferner, die beſtehenden Ausnahmetarife
für Petroleum, Benzin und Schmieröl ſowie die Frachtermäßigungen
für Saatgut aufzuheben. Er genehmigte eine Anzahl von Beſchlüſſen
der ſtändigen Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen zum deutſchen
Eiſenbahngütertarif, ſo die Einführung von Mindeſtfrachten für Wa-
genladungen und die Einführung einer Mindeſtentfernung.

Strombeſchränkung der Ueberlandzentrale. Die Elektriſche Ueber
landzentrale Saalkreis- Bitterfeld gibt folgendes bekannt: Ein Maſchinen
ſchaden in unſerem ſtromliefernden Elektrizitätswerk Gröbers zwingt
8 einer vorübergehenden Einſchränkung in der Elektrizitätsabnahme.

ir erſuchen alle Kraftſtromabnehmer deshalb, jede Einſchaltung und
den Betrieb von Elektromotoren in den Lichtverbrauchsſtunden von
6——8 Uhr vormittags und von 145——8 Uhr nachmittags unbedingt zu
unterlaſſen. Es hängt von der Einſicht der Stromabnehmer und der
Einhaltung dieſer Beſtimmung ab, daß das ſtromliefernde Werk nicht
unerwartet und unvorbereitet die Stromzufuhr zur Zeit des Haupt-
lichtbetriebes ſperrt und dadurch die Lichtverſorgung aller Einwohner
unſeres Stromabgabe-Gebietes geſtört wird.

Vom Arbeilsmarkl der Provinz Sachſen. Nach Mitteilung des
Arbeitsnachweisverbandes Sachſen Anhalt wurden im November
männliche Arbeitskräfte im ganzen unverändert ſtark, Entlade- und
Bauarbeiter zum Teil noch dringender als im Vormonat geſucht. Jn
der Landwirtſchaft fanden entſprechend der Jahreszeit weitere erheb-
liche Entlaſſungen von Arbeitskräften ſtatt, die größtenteils in gewerb-
lichen Betrieben aller Art (Munitions, Zucker-, Konſerven-Fabriken)
Arbeitsgelegenheit fanden. Landwirtſchaftliches Geſinde und Knechte
wurden dagegen für ſpätere Termine ſtark geſucht. Die ſchon im Vor-
monat gemeldete Erleichterung des weiblichen Arbeitsmarktes hielt auch
im November in teilweiſe noch verſtärktem Maß an, ſo in Magdeburg,
Deſſau, Neuhaldensleben, Quedlinburg und Eisleben. Doch iſt in den
nächſten Wochen wieder auf eine ſtärkere Nachfrage zu rechnen. Dau-
ernd blieben Nachfragen nach Arbeiterinnen für Arbeiten im Freien
(Hof- und Erdarbeiten) und Zucker und Konſervenfabriken, Mälzereien
und dergleichen ohne Ausſicht auf Deckung des Bedarfs. Die zu-
nehmende Wohnungsnot bereitete in Wittenberg, Torgau, Bitterfeld
der Vermittlungstätigkeit einige Schwierigkeiten. Jn Nordhauſen und

dt konnten durch weitere Einſchränkungen in der Tabak und
Handſchuhinduſtrie frei gewordene Arbeitskräfte ohne Schwierigkeiten
andern kriegswichtigen Betrieben zugeführt werden. Hausperſonal
bleibt äußerſt knapp.

Von den Invaliden und Hinkerbliebenenrenken. Die Rentenge-
währung in der Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung veranſchau-

eine im Reichsverſicherungsamt angefertigte Zuſammenſtellung.
Nach dieſer liefen am 1. Oktober 1917 im gang Reich 1 006 970
Invalidenrenten, 74 687 Krankenrenten, 210 484 Altersrenten, 53 082
Witwenrenten und 339 266 Waiſenrenten. Bemerkenswerte Ergeb-
niſſe zeitigt ein Vergleich mit dem Beſtande am 1. Januar 1917. Es

s

r Man bedenke: abgenommen in einer Zeit, in der
r Krieg und das tägliche Leben wie kaum jemals eine ungeheuere

Anzahl von Jnvaliden liefert. Das Rätſel ſeine Löſung darin,
daß durch geſteigerte Anforderungen an den Begriff der Erwerbsun-
fähigkeit die Zahl der Rentenbewilligungen erheblich eingeſchränkt wor-
den iſt. Soweit ihre Gewährung bei beſchädigten unvermeidlichiſt, hat man dieſen faſt ausſchüehnich die Krankenrente gewährt, deren

9800. Die Altersrenten haben ſich infolge der W des Le
bensalters für deren Bezug auf das 65. Lebensjahr weiter vermehrt,
und zwar um etwa 44000. Dieſe ſtarke Zunahme findet ihre Er
klärung darin, daß die meiſten der bereits im Jahre 1916 geſtellten
Anträge erſt in dieſem Jahre ihre Erledigung fanden. Die Zahl der
Witwenrenten ſtieg um etwa 10 000, die der Waiſenrenten (für ganze
Waiſenſtämme) um etwa 66 000. Das Witvwengeld (die einmalige Ab
findung an ſolche Witwen, die ſelbſt auch Beiträge zur Jnvaliden-
verſicherung geleiſtet haben) wurde bis zum 30. September 1917 in
118 988 Hällen (davon im letzten Vierteljahr in 7986 Fällen) gewährt.

Glückliches Berlin! Unſere Reichshauptſtadt iſt in bezug auf
ihre Lebensmittelverſorgung nicht gerade glücklich daran. Um ſo
mehr iſt ſie jetzt, zur Weihnachtszeit, zu beneiden, denn ſie verab
reicht ihren Bewohnern ſüße Leckereien, die wir hierzulande nur
dem Namen nach kennen. Sie hat außer den bereits für Kinder
und Jugendliche zu Weihnachten zur Verfügung geſtellten Mengen
von Schokolade, Keks und Trockenmilch und der allgemeinen Ver-
teilung von Aepfeln, Kunſthonig oder Sirup noch Weihnachtsgebäck
bereitgeſtellt, das in der Hauptſache den Familien mit Kindern
zugute kommen ſoll. Auf je vier Lebensmittelkarten entfallen
14 Pfund Gebäck, ein Honigkuchen, Lebkuchen, Keks und dergleichen.
Unſer Magiſtrat hatte uns wenigſtens Honigkuchen verſprochen.
Aber gehört haben wir davon nichts wieder. Vielleicht kommt es
noch. Oder ſollten die ſüßen Sachen noch nicht fertig ſein

Stopfwolle wird gebraucht. Jn Friedenszeiten war es Sitte,
die Strümpfe zu ſtopfen. Das würden die Hausfrauen jetzt auch
ſehr gerne dun, aber es fehlt die Stopfwolle. Das Zeug, das man
für teures Geld erhält, kann man nicht als Wolle anſprechen. Der
Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen regt deshalb an, nicht
nur ganze Strümpfe zu vergusgaben, ſondern guch in gewiſſen Zeit
abſtänden, oder auf Bezugsſchein auch ein gewiſſes Quantum Stopf-
wolle. Für viele Familien iſt Stopfwolle ſogar notwendiger wie
Strümpfe. Sie könnten die alten abgetragenen Strümpfe wieder
in Ordnung bringen und dadurch den geringen Beſtand an
Strümpfen ſchonen. Vielleicht nimmt ſich die Reichsbekleidungs-
ſtelle der Sache an und ſorgt dafür, daß die Bevölkerung die nötige
Stopfwolle erhält.

Der Verein gegen Armennot und Bettelei kann jetzt auf eine
25 jährige Tätigkeit zurückblicken. Jn dieſer Zeit hat er 134 639 M.
geſchenkweiſe als Unterſtützungen gegeben und 18 000 M. Darlehen
gewährt, von denen 5118 M. niedergeſchlagen werden mußten.
Während des vergangenen Jahres wurden nur 340 Geſuche um
Beihilfen geſtellt, gegenüber 557 im Jahre vorher. Die Urſache
hierzu ſieht der Verein teilweiſe in. dem Beſtehen der ſtaatlich-
ſtädtiſchen Kriegsunterſtützung, teilweiſe in der großen Auswahl
von Arbeitsgelegenheit. Das Baden kranker Kinder in Wittekind
mußte unterbleiben, wodurch die Einnahmen der Thereſienſtiftung
in Höhe von 416 M. t aufgebraucht wurden. Mit den leider
abermals zurückgegangeſen Mitgliederbeiträgen (3668.50 M. gegen
1981 M. im Vorjghre) waren die Ausgaben des Vereins und die
Unterſtützungen, die er gegeben hat (denn die Unkoſten können
zum größeren Teile von den Zinſen veſtritten werden) nicht zu
leiſten geweſen, ohne den „Vertrauensfonds“ des Vorſtandes, für
deſſen Speiſung der Verein den bisherigen Gebern zu größtem
Dank verpflichtet iſt; und ohne Geſchenke hätte der Verein ſeinen
Aufgaben nicht gerecht werden können. Dem Verein floß im Be-
richtsjahre eine teſtamentariſche Schenkung der verſtorbenen Frau
Geheimrat Uphues (mit Zinſen 5400 M.) zu, doch konnte dieſe zur
Kapitaliſierung beſtimmte Summe zu Unterſtützungen nicht mit
verwendet werden. An ſonſtigen Geſchenken ſind 1830 M einge-
gangen. Generaldirektor Zell hat auch in dieſem Jahre für Weih-
nachten 100 Anweiſungen auf Kohlen zur Verteilung zur Verfügung
geſtellt. Die Jahvesrechnung 1916/17 ſchloß mit 15 820.90 M. ab,
der Ueberſchuß beträgt 1049.71 M. Wie dieſe Rechnung, ſo wurde
n ger Geſchäftsabſchluß genehmigt, der mit 47 229.30 M. ab-
ſchließt.

Abgefaßter Dieb. An der Ecke der Trothaer und Brachwitzer
Straße wurde ein Mann durch einen Polizeibeamten angehalten, der
etwa 22 Pfund Rohzucker bei ſich führte. Es ſtellte ſich heraus, daß
der Mann den Zucker auf ſeiner Arbeitsſtelle geſtohlen und daß er auch
ſchon früher Zuckerdiebſtähle dort ausgeführt hatte. Er wurde feſt
genommen.

*Feſtgenommene Diebesbande. In den letzten Tagen iſt es ge
lungen, 4 Einbrecher und 2 Hehler dingfeſt zu machen. Sie hatten es
auf Geflügel und Kaninchen abgeſehen, verſchmähten aber auch nicht,
hier und in Schotterey 10 Treibriemen zu ſtehlen, von denen noch etwa
die Hälfte bei den Hehlern, die ſie geborgen glaubten, gefunden
wurden.

Geſtohlen wurden wähenrd der letzten Wochen: eine Kiſte mit
Seife, 114 Kilogramm ſchwer, gez. „M. u. M. 75767“; zwei Kiſten
mit Lichtern, 30 Kilogramm ſchwer, gez. „O. u. S.4512/13“; ein
zweidrädriger auf Federn ruhender Handwagen mit dunklem Anſtrich;
in grauer nfanterie-Offiziersumhang, der Kragen iſt gewendet; eine
braune Märchen-Plüſchmütze mit rötlich-ſeidenem Futter; etwa drei
Dutzend neue graue Küchenhandtücher mit roten Streifen in einem Stück;
zwei neue weißleinene Bettücher; 12 neue weiße Damaſthandtüchr; 3 faſt
neue weißleinene Damenhemden, gez. „E R.“; ein Stück Schürzenſtoff
zu 2 Schürzen; eine kleine ſilberne Broſche mit goldenen ſternförmigen
Knopf: ine ſilberne Herren-Remontur-Uhr, auf dem Rückdeckel ein
Kranz ziſeliert; eine Bernſteinkette; ein Teetablett aus Porzellanteller
nit Rickelreifen; ein Paar Langſtiefel, ſogen. Waſſerſtiefel; ein 3 Meter
(anger gelber Kokosläufer mit ſchwarzen Streifen, 1 Meter breit.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Kirchenkonzeri. Auf das am nächſten Montag, abends 8 Uhr,

in der Marktkirche ſtattfindende Konzert des Meilingſchen
Frauenchores in Verbindung mit namhaften Solokräften ſei noch-
mals hingewieſen, ſowohl wegen ſeiner hohen künſtleriſchen Be-
deutung wie auch wegen des wohltätigen Zweckes, dem dieſe Ver
anſtaltung zu dienen beſtimmt iſt. Soll doch der e Säug-
lings- und Kinderheimen des Bundes zur Erhaltung und ehrung der
deutſchen Volkskraft zufließen, die tatkräftiger Förderung ebenſo würdig
wie bedürftig ſind. Agſeitiger Beſuch des Konzertes iſt daher dringend
zu wünſchen. Eintrittskarten ſind zu haben bei Herrn Hofmuſikalien-
händler Hothan ſowie in der Geſchäftsſtelle des Bundes (Magde-
burger Straße 21).

Aus der Provinz.
Naumburg. Gegen den unrechtmäßigen Erwerb von

Lebensmittelkarten richtet ſch folgende amtliche Bekannt-
machung: Anträge auf Erſatz verlorengegangener Karten zum
Bezuge von Lebensmitteln ſind künftig in der Markenhauptaus-ab ten zu ſtellen. Jn dem Antrage iſt die Richtigkeit der zur
Vegrundun es Antrages vorgebrachten Tatſachen zu verſichern.
Unrichtige Angaben werden nach den Strafbeſtimmungen der für

die betreffenden Karten maßgebenden Bundesratsverordnung in
der Regel mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geld
bis zu 1500 M. beſtraft. Gefundene Karten ſind bei Vermeidung
der gleichen Strafe unverzüglich bei der Markenhauptſtelle oderder Sristohlenſtelle abzugeben.

Bitterfeld. Tödlicher Unglücksfall. Am Montag vor-
mittag wurde auf dem hieſigen Bahnhofe ein Weichenſteller, als
er mit dem Neinigen der Weiche beſchäftigt war, von einem aus
ahrenden Schnellzuge erfaßt und ſofort getötet.

Beſtand ſeit Jahresbeginn geſtiegen iſt, allerdings auch nur um rund wi

Wittenberg. Beſchlagnahmt. Da gf dem Jahrmarkteein Kergpr aus n r eine Rolle Nahgarn, für die der
öchſtpreis auf 60 Pf. fe z iſt, 4.20 Mi forderte ſo wurde

e bei der Polizei attet und der noch in ſeinem Beſitz
befindliche Vorrat beſchlagnahmt.

W Großer Treibriemendiebſtahl. Nach-v erſt wird berichtet: Jn dreiſter Weiſe hahen Diebe
rum von einem n legenen Werke Treibriemen im Werte

von über 5000 M. geſtohlen. Der Diebſtahl muß entweder am
Sonntag, dem 2. Dezember oder in der a vom Sonntag zum
Montag zur (lusführung gekommen ſein. Als am Montag früh
der Betrieb r r werden ſollte, waren die Treibriemen
verſchwunden. Es handelt ſich um folgende Riemen: ein Riemen
11,20 Meter klang, 19 Zentimeter breit, 5 bis 6 Millimeter ſtark,
i Leder, ein Riemen 11,45 Meter lang, 19 Zentimeter breit,
8 Millimeter ſtark, Doppelleder, ein Riemen 8,60 Meter lang,
14 Zentimeter breit, 7 Millimeter ſtärk, Doppelleder, ein Riemen
8,60 Meter lang, 15 Zentimeter breit, 6 Millimeter ſtark, Doppel
leder. Etwaige ne puren wolle man zur Kenntnis der
Polizeiverwaltung in Hohenmölſen bringen, Das betreffende
Werk iſt gern bereit, wenn die Angaben zur Ermittlung der
Schuldigen führen, eine Belohnung zu zahlen.

Zeißz. Zum Tode verurteilt. Wegen Mordes hatte ſich
am Montag der Maſchinenwärter Reinhold Krug aus Nißma vor dem
Schwurgericht in Naumburg zu verantworten. Der Angeklagte iſt 1861
in Zipſendorf geboren und bisher unbeſtraft. Am Morgen des 16. Juli
d. J. fand man den achtjährigen Stiefſohn des Angeklagten, Fritz zwei
Geidel, im Hofe der Krugſchen Wohnung mit dem Kopfe in einem unte
Regenwaſſerfaß ſteckend tot vor. Der Verdacht, den Knaben vorſätzlich
umgebracht zu haben, lenkte ſich auf den Angeklagten, der auch bei einig
Vernehmungen die Tat mit Einſchränkungen eingeſtand. Der Ange- ihner
klagte hat aus ſeiner erſten Ehe eine Tochter, er war ſehr ſparſam, im ferne
Dorfe allgemein als geizig bekannt. Nach dem Tode ſeiner erſten wo
Frau hatte er ſich wieder verheiratet und ſeine zweite Frau brachte
ihm ein außereheliches Kind, dieſen Fritz Geidel, in die Ehe. Nach
kurzer Ehe ſtarb die Frau, und der kleine Knabe war anfangs in
anderen Familien untergebracht, bis die Tochter erſter Ehe heimkam und

dem Vater die Wirtſchaft führte. Der Knabe war nun wieder ins
elterliche Haus gekommen, doch mußte er oft hungern, und ſo vergriff am 1
er ſich öfters an Eßwaren. Schließlich ſollte der Knabe wegen der e
Diebereien in eine Fürſorgeerziehung kommen, und dem Vater hatte Erier
man eröffnet, daß er die Koſten tragen müſſe. Dies ging dem ſehr Mark
an ſeinem Gelde hängenden Angeklagten denn doch gegen den Strich, I

umrund es tauchte in ihm der Plan auf, den Knaben zu beſeitigen, damit
er die Geldkoſten nicht zu zahlen brauche. Wie er ſelbſt zugeſtand, Ungar
hat er den Knaben in der Nacht zum 16. Juli aus dem Bett mit in den den, z
Hof genommen, dort hoch gehoben und mit dem Kopf zuerſt in das teil Zahlei
weiſe mit Schlamm und Waſſer gefüllte Regenwaſſerfaß geſteckt. Der
Knabe habe ſich nicht gewehrt, und ruhig nach der rohen Tat legte ſich wahre

der Täter wieder zu Bett. Der Angeklagte gab an, erregt geweſen gegeni
zu ſein, da der Knabe ihm Kirſchen weggenommen, weinte und ſchien ſtellen
ganz gebrochen. Die Geſchworenen hielten nach dem Antrag der Staats zuungr
anwaltſchaft den Angeklagten des vorſätzlichen Mordes für überführt, ſahlvsa

und der Gerichtshof ſprach die Todesſtrafe und dauernden Verluſt der
bürgerlichen Ehrenrechte über den Angeklagten aus.

Aus der Partei.
Die enkkäuſchlen Unabhängigen. Es war im vergangenen Sommer,

Die Welt blickte voll Spannung nach Stockholm, von deſſen internatio-
naler Konferenz eine entſcheidende Förderung des Friedenswunſchew
erhofft wurde. Da' ſchrieb Franz Mehring an unſere ruſſiſchen
Parteigenoſſen, die deutſche eiterklaſſe erwarte von ihnen, daß ſie
ſich weigern würden, ſich in Stockholm mit den Scheidemännern an
einen Tiſch zu ſetzen. Jetzt hat Mehring erneut Gelegenheit gehabt,
ſich über die ruſſiſchen Genoſſen zu entrüſten. Diesmal ſind ſogar Lenin
und Trotzki, mit deren dicker die Unabhängigen gern
prahlen, die Veranlaſſer ſeines Zornausbruchs. Sie hatten vor drei
Wochen ein Telegramm nach Dresden an die Verſammlung gelangen
laſſen, in welcher Scheidemann über die Friedensausſichten ſprach. Das
Telegramm wurde in der Verſammlung verleſen und weckte freudige
Erregung. Die Unabhängigen erklärten zunächſt die ganze Sache für
Schwindel oder beſtellte Arbeit. Nunmehr jedoch, nachdem ſie ſich von
der Echtheit und Richtigkeit des Telegramm- Adreſſe haben überzeugen
müſſen, ſchreibt Franz Mehring in der Leipz. Volksztg.: „Das Ent-
gegenkommen, das die Bolſchewiki dem Anbiederungsverſuch der
Regierungsſozialiſten bewieſen haben, fr denn doch weit über die
Grenzen mißtrauiſcher Höflichkeit hinaus, die ich vor-
ausſagte. Gewiß iſt es notwendig, das Erwachen der Maſſen zu be
ſchleunigen und ſie von neuem zu organiſieren. Aber was in aller Welt
hat je einen verwüſteten Garten wiederherzuſtellen verſucht, indem
er damit begann, die Böcke, die den Garten verwüſtet haben, als
die berufenen Gärtner anzuerkennen? Die Taktik der
Bolſchewiki ſcheint nur ein rechtes Schulbeiſpiel auf jenes „Liſten
mit der Jdee“, auf jene diplomatiſche „Revolutionsrechnerei“ hin
duszulaufen, von der ſchon e er nachgewieſen hat, daß ſie die
Feinde niemals täuſcht, aber die Freunde immer irreführt.“ Mehrings
Bannſtrahlen tun längſt nicht mehr weh, niemand nimmt ſie ernſt, ſelbſt
Mehring wohl nicht. Lenin und Trotzki werden ſich deshalb über die
anmaßende Schulmeiſterei Mehrings nicht aufregen. Sie haben
Taten vollbracht, während Mehring nur Worte zu machen ver
ſteht, über die er zum Ueberfluß aft genug ſchon bös geſtolpert iſt.

Kleines Feuilleton.
Höhlenforſchung am Lowtſchen. Der Karſt, der im Kriege zwiſchen

Oeſterreich und Jtalien eine ſo große Rolle geſpielt hat, bis endlich der
letzte Angriffsſtoß ihn weit hinter ſich zurückließ, beſitzt eine große Aus-
dehnung. Er erſtreckt ſich nicht nur über weite Gebiete im Krain, im
Küſtenland und in Dalmatien, ſondern reicht auch nach Kroatien, Bos-
nien bis in die Herzegowina und ſogar nach Montenegro hinein. Wäh-
rend die öſterreicher Gelehrten ihren Karſt und ſchier unerſchöpf
lichen Vielſeitigkeit landſchaftlicher Eigentümlichkeiten die größte Auf-
merkſamkeit gewidmet haben, iſt der zu Montenegro Teil be
greiflicherweiſe erſt jetzt im Kriege in die genauere Unterſuchung ein
bezogen worden, von deren Ergebniſſen Georg Lahner in Petermanns
Mitteilungen eine feſſelnde Probe gibt. Dieſe Gade hatten nun
die Abhänge des berühmten Lorvtſchen zum Schauplatz und die dort
recht ſchwierige Waſſerverſorgung der Truppen zum Zweck. Der Karſt
iſt berühmt wegen ſeiner unterirdiſchen Täler und Flußläufe, die das
Waſſer außerhalb der eigentlichen Regenzeit zu einer Seltenheit an der
r werden laſſen. Dadurch wurde die Verſorgung der Truppen
am Lowtſchen im Tal des Njebus ſchwierig, ehe auf Grund ſorgfältiger
Unterſuchungen der Höhlen und Schlünde des Karſtes hinreichende
Waſſermengen feſtgeſtellt und in künſtlichen Becken an geeigneter Stelle
geſammelt waren. Der nach dem Tal gerichtete Nordabhang des Lowt
ſchen erwies ſich zum Glück als Quellenreich, und auch ſeine Schnee-
höhlen, mit deren Inhalt die Eingeborenen im Sommer Handel zu
treiben gewohnt ſind, wurden zum Nutzen der Truppen herangezogen
Ehe die Schwierigkeiten gelöſt waren, hatte man in der Waſſernot
nachdem 5 Wochen kein Regentropfen gefallen war, auch die Wünſchel
rute zu Hilfe gerufen, aber wieder einmal mit völligem Mißerfolg, der
einen Geologen freilich nicht überraſchen konnte. Eine beſonders liebe
volle Forſchung und Beſchreibung hat Lahner dann einer großen Höhle
am Lowiſchen gewidmet, die eine Folge von mächtigen Hallen und
Domen bildet und nach dem kommandierenden General in Bosnien
Stephan von Sarkotic genannt worden iſt.
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